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Einberufung des Landesparteitags: 2. und 3. April
Der Landesvorstand hat mit Beschluss vom 12. Dezember 2021 den nächsten Landes-
parteitag einberufen. Aktueller Stand ist, dass dieser am 2. und 3. April 2022 in der 
Filderhalle in Leinfelden stattfinden soll. Der Saal ist groß genug, um dort auch unter 
Coronabedingungen zu tagen. Dennoch werden wohl keine Gäste teilnehmen kön-
nen. Wir versuchen aber – nach Möglichkeit – Infostände im Foyer zu ermöglichen. 

ACHTUNG: Die Delegierten müssen für diesen Parteitag neu gewählt und ge-
meldet werden. Der aktuelle Delegiertenschlüssel wurde bereits im Anschluss an die 
Landesvorstandssitzung an die Kreisvorstände verschickt.

Der Parteitag findet in einem Jahr statt, in dem wir voraussichtlich keine Wahlen 
in Baden-Württemberg organisieren müssen. Wir haben dadurch die Chance, unseren 
Landesverband für die gesellschaftlich nötigen politischen Auseinandersetzungen 
gut aufzustellen. Wir freuen uns deswegen mit Janine Wissler, der Co-Vorsitzenden 
unserer Partei, eine charismatische und politische kluge Auftaktrednerin für den 
Parteitag zu haben.

Themen des Landesparteitages werden u.a. sein: Wahl der Bundesparteitagsdele-
gierten, Frauenplenum, Nachwahl Frauenplätze Landesschiedskommission, Fortset-
zung der Mietenkampagne sowie weitere Anträge und Arbeitsgruppen. 
Claudia Haydt (Landesgeschäftsführerin)

Gerhard Trabert, linker Kandidat 
für das Amt des Bundespräsidenten
Immer mehr Menschen leben 
in Deutschland in Armut. Die 
Armutsrate ist 2020 auf 16,1% 
angestiegen, das sind 13,4 Mil-
lionen Menschen in Armut. Sie 
können sich eine Teilhabe am 
öffentlichen Leben nicht mehr 
leisten. Wie wir Armut und so-
ziale Ungleichheit bekämpfen 
können, diskutierten am 3. Fe-
bruar Gerhard Trabert, Sahra 
Mirow und Jessica Tatti bei ei-
ner Videoveranstaltung. 

Gerhard Trabert wurde von 
der Partei DIE LINKE als Kan-
didat für das Amt des Bundes-
präsidenten nominiert. Er ist 
Arzt in Mainz und Gründer des 
Vereins „Armut und Gesundheit 
in Deutschland“, der Menschen 
ohne Krankenversicherung ver-
sorgt und Obdachlosen vor Ort 
hilft. Er verbindet mit seiner 
Arbeit in beispielloser Weise 
internationale Solidarität mit 
dem Einsatz gegen Armut in 
Deutschland. Als Seenotretter 
auf der Seawatch und Helfer im 
Geflüchtetenlager Moria setzt 
er sich genauso für Geflüchtete an den 
EU-Außengrenzen ein wie für Obdach-
lose auf den Mainzer Straßen. Gerhard 
Tarbert verkörpert damit das Gegenteil 
von Bundespräsident Frank-Walter Stein-
meier, dem Architekten der Agenda 2010 
und Befürworter von Auslandseinsätzen 
der Bundeswehr. Gerhard Trabert grün-
dete den Verein „Armut und Gesund-
heit in Deutschland“. Der Verein betreibt 
in Mainz unter anderem die „Ambu-
lanz ohne Grenzen“, die Menschen ohne 
Krankenversicherung versorgt und seit 
25 Jahren eine mobile Krankenversor-
gung für Obdachlose. Außerdem leistet 

der Verein medizinische Versorgung in 
Krisen- und Kriegsgebieten. Er setzt sich 
dabei sowohl für die Menschen nach 
der Flutkatastrophe im Ahrtal ein als 
auch für Menschen in Angola, Liberia, 
Kurdistan, Afghanistan, Syrien und nach 
dem verheerenden Erdbeben in Haiti. Ge-
meinsam mit der Bundestagabgeordneten 
Jessica Tatti und Landessprecherin Sahra 
Mirow hat Gerhard Trabert eine On-
lineveranstaltung zur sozialen Schieflage 
in Deutschland gehalten. Das Gespräch 
kann auf dem Youtube Kanal der LIN-
KEN. Baden-Württemberg (dielinkebw) 
angesehen werden.

Gerhard Trabert, hier bei der Vorstellung 
seiner Kandidatur
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Klinikschließungen und fehlende Investitionen: 
Das Land darf nicht länger Treiber des Pflegenotstands sein
Der Baden-Württembergische Sozi-
al- und Gesundheitsminister Manfred 
Lucha hält an Klinikschließungen im 
Land fest. Trotz Pandemie wurden 2021 
in Baden-Württemberg vier Kliniken 
geschlossen. Dazu kommen Teilschlie-
ßungen und weitere 14 Kliniken, deren 
Schließungen bereits beschlossen oder 
geplant sind. DIE LINKE. Baden-Würt-
temberg fordert eine Umkehr in der 
Gesundheitspolitik. 

Sahra Mirow, Landessprecherin der 
LINKEN. Baden-Württemberg, sagt 
dazu: „Die Klinikschließungen ge-
fährden die Gesundheits- und Notfall-
versorgung im ländlichen Raum. Die 
Pandemie hat uns die zentrale Rolle, 
die Krankenhäuser in der Gesundheits-
versorgung spielen, aufgezeigt. Es ist 
ein Skandal, dass Lucha weiter an den 
Plänen zur Klinikschließung festhält.

Die Klinikschließungen machen den 
Pflegeberuf noch unattraktiver. Schon 
jetzt fehlt es an examinierten Pflegekräf-
te. Intensivbetten verschwinden in Kli-
nikkellern, weil es nicht genug Personal 
gibt, die sich um Intensivpatient:innen 
kümmern können. Diese Situation ver-
schärft sich mit jeder Klinikschließung, 
mit der auch Ausbildungsstandorte ver-
schwinden. 

Krankenhäuser dürfen nicht öko-
nomischer Kosten-Nutzen-Rechnungen 
zum Opfer fallen. Sie gehören zur öf-
fentlichen Daseinsvorsorge und müssen 
daher ohne Profitdruck öffentlich finan-
ziert werden. 

Die Landesregierung fordern wir 
auf, die Krankenhäuser im ländlichen 
Raum zu erhalten und eine flächen-
deckende Versorgung sicherzustellen. 
Anstatt Krankenhäuser zu schließen, 
muss die Landesregierung ihrem ge-
setzlichen Auftrag nachkommen und in 

die Ausstattung und Bausubstanz der 
Krankenhäuser investieren. Die Kran-
kenkassen beklagen schon lange, dass 
das Land zu wenig in die Krankenhäu-
ser investiert. Die fehlenden Landesin-
vestitionen führen dazu, dass die Kran-
kenhäuser die Kosten für Sanierungen 
und Modernisierung selbst übernehmen 
müssen. Sie können dabei nur auf die 
Fallpauschalen zurückgreifen, die zur 
Versorgung der Patient:innen gedacht 
und sowieso schon knapp bemessen 

ind. Das setzt die Krankenhäuser zu-
sätzlich unter Druck. Sie müssen mehr 
lukrative Operationen durchführen 
und haben weniger Zeit für Pflege und 
Patienten:innenversorgung. 

Die Landesregierung muss endlich 
aufhören, Treiber des Pflegenotstands 
zu sein. Wir erwarten, dass das Sozi-
alministerium den Pflegeberuf wieder 
attraktiv macht, mehr Ausbildungsplät-
ze schafft und sich für bessere Arbeits-
bedingungen einsetzt.“

Mannheim: Kinderbetreuung endlich ausbauen
Mannheim liegt bei den Betreuungsquo-
ten bei Kinder unter drei Jahren deutlich 
unter dem Schnitt vergleichbarer Groß-
städte in Baden-Württemberg. Nun ist 
zwar eine Reihe von neuen Projekten in 
Planung, aber das reicht nicht, um die 
Versäumnisse der Vergangenheit aufzu-
fangen. Dazu die Mannheimer Bundes-
tagsabgeordnete Gökay Akbulut:

„Die Betreuungsquote der unter 
Dreijährigen in Mannheim ist auffal-
lend gering. Während Heidelberg und 
Freiburg auf rund 45% und Stuttgart 
und Karlsruhe immerhin noch bei 39% 
liegen, schneidet Mannheim mit 28% 
deutlich schlechter ab. Im Bereich der 
über Dreijährigen sieht die Situation 
sogar noch verheerender aus. Gleich-
zeitig sollen Einrichtungen kirchlicher 
Träger geschlossen werden, was nicht 
nur in Mannheim ein gleichwohl be-

kanntes Problem darstellt. Hier spiegeln 
sich Versäumnisse der letzten Jahre ab. 
Wenn rund 800 Kinder im Ü3 und U3 
Bereich keinen Betreuungsplatz haben 
ist schnelles Handeln gefragt, beispiel-
weise durch modulare Holzbauweise 
und beschleunigte Verfahren. Kitas sind 
schließlich die ersten Bildungseinrich-
tungen, die unsere Kinder besuchen. 
Hier darf niemand zurückgelassen wer-
den!“

Stadträtin Nalan Erol, Sprecherin 
für Bildung, Betreuung und Familie der 
Fraktion Lipartie (Linke, Partei, Tier-
schutz, Red.) ergänzte: „Die Situation 
im Ü3-Bereich ist so angespannt, dass 
Kinder teilweise in den Krippen bleiben 
müssen, weil es nicht genug Kita-Plätze 
gibt. Das darf nicht sein. Kinderbetreu-
ung ist eine wichtige Säule kommunaler 
Infrastruktur. Sie muss wohnort- und 

arbeitsplatznah zur Verfügung stehen 
und darf Familien nicht in den finanzi-
ellen Ruin treiben. Für uns als LINKE 
ist klar: Kitas müssen gebührenfreie 
werden und sie gehören in die öffentliche 
Hand! Es kann nicht sein, dass die Ver-
säumnisse der vergangenen Jahre durch 
Privatisierungen kompensiert werden. 
Inzwischen tauchen zunehmend Kon-
zerne auf, die mit hohen Renditever-
sprechen locken. Die Zeche zahlen am 
Ende die Eltern, die die hohen Beiträge 
schultern müssen.

Statt Privatinvestorenmodelle brau-
chen wir einen zügigen Ausbau in öf-
fentlicher Hand. Krippen und Kitas dür-
fen nur an gemeinwohlorientierte Träger 
vergeben werden, die die Elternbeiträge 
weitestmöglich nach unten begrenzen 
und ihre Beschäftigten tariflich und da-
rüber hinaus entlohnen.“
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DIE LINKE. Baden-Württemberg fordert politische Maßnahmen 
gegen Niedriglohn
Eine aktuelle Studie des Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaft-
lichen Instituts (WSI) der Hans-
Böckler-Stiftung zeigt, dass die Zahl 
der Geringverdiener:innen in West-
deutschland seit einem Jahrzehnt un-
verändert bei 16 Prozent liegt. Über-
durchschnittlich viele Frauen und 
Menschen ohne deutsche Staatsbür-
gerschaft arbeiten zum Niedriglohn. 
Beschäftigte im Gastgewerbe zählen 
mit 69 Prozent zu der größten Gruppe 
der Geringverdiener:innen.

Elwis Capece, Landessprecher der 
LINKEN. Baden-Württemberg, sagte 
dazu: „Eine Erhöhung des Mindest-
lohns auf die im Wahlkampf verspro-
chenen 12 Euro muss rasch erfolgen. 
Die Menschen, die für einen Nied-
riglohn arbeiten, brauchen angesichts 
der steigenden Lebenshaltungs- und 
Energiekosten jetzt schnell eine echte 
Lohnerhöhung. Die Mindestlohnerhö-
hung auf 9,82 Euro zum 1.1.2022 ist 
doch ein Witz. Wo bleibt da der Res-
pekt für diejenigen, die beispielsweise 
im Einzelhandel oder als Essensliefe-
ranten täglich den Laden in der Pande-
mie am Laufen halten?“

Wie der Oxfam-Bericht „Gewaltige 
Ungleichheit“ zeigt, konnten während 
der Corona-Pandemie einige wenige 
Milliardäre ihr Vermögen verdoppeln. 
In Deutschland zählen zu den Krisen-
gewinnern unter anderem die Eigentü-
mer der Lebensmitteldiscounter Aldi 
und Lidl. Dieter Schwarz, Eigentümer 
der Schwarz-Gruppe, zu der Lidl und 
Kaufland zählt, konnte sein Vermögen 
laut WirtschaftsWoche auf 30,1 Mil-
liarden US-Dollar erhöhen und damit 
um 30 Prozent steigern.

Mit Blick auf diese Zahlen forderte 
der Landessprecher: „Wir brauchen 
eine Sonderabgabe für hohe Vermö-
gen. Seit Beginn der Pandemie fordern 
wir LINKE eine solche Sonderabgabe. 
Die wachsende Ungleichheit gibt uns 
Recht. Es darf nicht sein, dass sich 
viele Geringverdiener:innen nicht mal 
FFP2-Masken leisten können, während 
sich einige wenige auf Kosten der Be-
schäftigten eine goldene Nase verdie-
nen. Auch die Landesregierung muss 
hier in die Pflicht genommen werden. 
Wir haben bereits im Landtagswahl-
kampf einen landesspezifischen Min-
destlohn von 13 Euro gefordert. Ein 

reiches Land wie Baden-Württemberg 
mit extrem hohen Lebenshaltungskos-
ten muss als Auftrags- und Arbeit-
geber eigene Maßstäbe setzen. Dazu 
zählt auch die konsequente Einhaltung 
der Tariftreue bei öffentlichen Aufträ-
gen.“

Die Ampel-Koalition will 
den Niedriglohnsektor nicht 
bekämpfen
Die Problematik setzt sich im Bund fort 
und auch die neue Ampel-Koalition ist 
nicht gewillt für Lohnsteigerungen im 
Niedriglohnsektor zu sorgen. Statt das 
Problem zu bekämpfen, werden irregu-
läre Beschäftigung mit der Ausweitung 
der Minijobgrenze auf 520 Euro sogar 
noch bestärkt. 

Hierzu erklärte Capece: „Wer gute 
Löhne und gute Arbeitsbedingungen 
fördern und Altersarmut bekämpfen 
will, muss den Niedriglohnsektor ab-
bauen. Die Ampel macht aber genau 
das Gegenteil. Die Ausdehnung von 
Minijobs verfestigt den Niedriglohn-
sektor. Insbesondere Frauen stecken 
schon lange in der Minijobfalle. Nicht 

nur, dass die meisten Beschäftigten in 
Minijobs an der Mindestlohngrenze 
arbeiten, sie zahlen auch nicht in die 
Rentenversicherung ein. Das ist Al-
tersarmut per Gesetz. Das Geld fehlt 
aber nicht nur den Beschäftigten, son-
dern auch der Gesellschaft. So wer-
den den Sozialsystemen einmal mehr 
Beiträge entzogen.“

Und er ergänzte: „Die Erhöhung 
des Mindestlohns auf 12 Euro die 
Stunde ist dem Druck der Gewerk-
schaften zu verdanken. Außerdem 
hat die EU Vorgaben gemacht, die 
die Regierung ohnehin zum Handeln 
gezwungen hätte. Allerdings sind 12 
Euro nur ein Anfang. Als LINKE 
fordern wir 13 Euro, denn alles da-
runter führt auch nach 45 Jahren in 
Vollzeitbeschäftigung in die Grund-
sicherung im Alter. Ein Mindestlohn, 
der Altersarmut nicht verhindert, hat 
seinen Namen nicht verdient“
Elwis Capece, Landessprecher

Landesregierung betreibt eine kinderfeindliche Politik 
Der am 2. Februar veröffentlichte 
BaWü-Check zeigt, dass immer 
mehr Menschen in Baden-Würt-
temberg unzufrieden mit der Co-
rona-Politik der Landesregierung 
sind.
Sahra Mirow, Landessprecherin DIE 
LINKE. Baden-Württemberg, sagt 
dazu: „Kein Wunder, dass vor allem 
Eltern mit schulpflichtigen Kindern mit 
der Landesregierung unzufrieden sind. 

Im Jahr drei der Pandemie kann man 
es nicht mehr anders sagen: Die grün-
geführte Landesregierung betreibt eine 
kinderfeindliche Politik. Die Kinder 
werden völlig im Stich gelassen. Das 
Wohlergehen von Kindern scheint für 
die Landesregierung keine Priorität 
zu haben. Es gibt kein Programm für 
Luftfilter in Kitas und auch in den 
Schulen wurde nicht flächendeckend 
in Luftfilter investiert. Bei der digita-

len Ausstattung lässt man die Schulen 
alleine. Und ein landesweiter Plan, wie 
mit den Personalausfällen an Kitas und 
Schulen umgegangen wird, fehlt völlig.

Die Coronapandemie ist längst eine 
Bildungskrise, die Kinder aus armen 
Familien besonders trifft. Kultusmi-
nisterin Theresa Schopper muss end-
lich ein Konzept vorlegen, wie die 
Lernrückstände aufgeholt und weitere 
Ausfälle verhindert werden.“
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Land muss FFP2-Masken kostenfrei abgeben
Sahra Mirow, Landessprecherin der 
LINKEN. Baden-Württemberg, sagte 
zur FFP2-Maskenpflicht in Geschäf-
ten und Innenräumen: „Wir fordern die 
Landesregierung auf, FFP2-Masken 
kostenfrei an Menschen mit niedrigen 
Einkommen abzugeben. Berlin macht es 

mit der LINKEN Sozialsenatorin Katja 
Kipping vor. Alle Menschen mit einem 
Sozialpass, BAföG-Bezieher:innen, Ob-
dachlose und Geflüchtete erhalten ab 
sofort kostenfreie FFP2-Masken. Ins-
gesamt stellt das Land Berlin 1,4 Mil-
lionen Masken bereit. Diese können 

einfach an Bürgerbüros und sozialen 
Einrichtungen abgeholt werden. Baden-
Württemberg muss sich daran ein Vor-
bild nehmen. Die FFP2-Maskenpflicht 
darf arme Menschen nicht noch weiter 
ausgrenzen.“
Sahra Mirow, Landessprecherin

Kinderarmut beruht auf Elternarmut - Niedriglohnsektor wächst
Ist Sozialminister Manne Lucha (Grüne) 
endlich aufgewacht? Der Bericht „Teilha-
bechancen von Kindern und Jugendlichen 
in Baden-Württemberg“ stellt fest: In der 
Landeshauptstadt wächst fast jedes vierte 
Kind in Armut auf, landesweit jedes fünf-
te. Die Kinder und Jugendlichen kommen 
häufig aus Familien mit langzeitarbeitslo-
sen Eltern (77 Prozent), alleinerziehenden 
Eltern (41 Prozent) oder aus kinderreichen 
Familien (32 Prozent). Der Anteil dieser 
armen Kinder ist mit 19 Prozent höher als 
der Anteil der armutsgefährdeten Bevöl-
kerung im Ländle mit „nur“ 16 Prozent.  
32 Prozent der Vier- und Fünfjährigen 
zeigen bei der Einschulungsuntersuchung 
großen Sprachförderbedarf. Viele haben 
zu wenig Geld, um Freizeit- und Sportan-
gebote nutzen zu können, bei 27 Prozent 
der Fünfjährigen wird eine „auffällige 
Grobmotorik“ festgestellt. Viele Wohnun-
gen können nicht ausreichend beheizt, 
Möbel nicht ersetzt werden. All diese De-
fizite verschärfen sich unter der aktuellen 
Corona-Pandemie. 

„Kinderarmut ist immer Familienar-
mut“, so Stephanie Saleth, Leiterin der 
Familienforschung Baden-Württemberg. 
Das wird deutlich am besonders hohen 
Armutsrisiko von langzeiterwerbslosen 
Eltern (77 Prozent), Alleinerziehenden (41 
%), kinderreichen Familien (32 %) und 
Haushalten mit Migrationshintergrund 
(30%). Kinderarmut beruht nicht auf dem 
Versagen fauler, trinksüchtiger oder bil-
dungsferner Eltern. Das sind Märchen 
der Boulevard-Presse. Die wahre, struk-
turelle Ursache der Familienarmut wird 
verursacht durch den wirtschaftlichen und 
politischen Willen der Verantwortlichen 
in diesem kapitalistischen Wirtschaftssys-
tem, das auf Profitsteigerung ausgerichtet 
ist. Systematisch stieg das Armutsrisiko 
in Baden-Württemberg bei Erwachsenen 
von 10,6 Prozent (2005) auf jetzt 16 % der 
Bevölkerung (Statist. Bundesamt). Der 
Sozialbericht für den Landkreis Tübingen 
belegt, dass der Lohn von einem Viertel 
aller BezieherInnen von staatlichen Leis-
tungen so niedrig ist, dass sie Hartz IV 
beantragen müssen, drei Viertel von ihnen 
sind im Alter zwischen 25 und 55 Jahren. 
Niedriglöhne – ein „Betriebsunfall“?
Eine Hauptursache ist der rasante Anstieg 
des Niedriglohnsektors in Deutschland, 
der Bruttostundenlohn beträgt weniger als 
60 Prozent des mittleren Bruttolohns. Im 
letzten Jahr betrug er europaweit 15,5 Pro-
zent aller Beschäftigungsverhältnisse, in 

Deutschland 20,7 Prozent, fast acht Mio. 
Beschäftigte verdienten brutto (!) weniger 
als 12,27 Euro. Besonders betroffen sind 
Frauen und Unter-30-Jährige. Damit ist 
die Zahl der Niedriglohnbeschäftigten seit 
1997 um ein Viertel gewachsen. Mit der 
Corona-Krise hat sich die soziale Situation 
der NiedriglöhnerInnen stark verschlech-
tert, denn sie müssen trotz Arbeit häufig 
Hartz IV beantragen, werden als erste ent-
lassen und erhalten kein Kurzarbeitergeld. 
Sie trifft die Preiserhöhung bei Lebensmit-
teln, Energiekosten und Wohnungsmieten 
besonders hart und vergrößert mit ihrer 
Armut auch die ihrer Kinder! 
Niedriglöhne als „Sprungbrett“? 
Stark gestiegen ist die Zahl der Niedrig-
löhne nach der Finanzmarkt- und Wirt-
schaftskrise 2008/09, als in Deutschland 
viele Arbeitslose Existenzängste hatten 
und Arbeit zu allen Bedingungen anneh-
men mussten (Wegfall der Zumutbarkeit 
und Sanktionen): Jede/r vierte Beschäf-
tigte (24,1 %) war zu niedrigem Lohn, 
in Leiharbeit, befristet oder mit Werk-
vertrag beschäftigt! Von SPD, FDP und 
CDU wurden Mini- und Midi-Jobs als 
„Sprungbrett in den ersten Arbeitsmarkt“ 
gefeiert. Doch die berüchtigten Hartz-
IV-Gesetze von Rot-Grün unter Gerhard 
Schröder dienten dazu, das Lohnniveau 
aller Beschäftigten bei uns zu senken. 
Für Unternehmer entfallen die Sozial-
versicherungsbeiträge, Niedriglöhne lee-
ren die Kassen der Sozialversicherung 
seit 2014 um über drei Milliarden Euro. 
Für die Beschäftigten ist Altersarmut 
vorhersehbar. Diese Jobs haben 500.000 
reguläre sozialversicherungspflichtige 
Arbeitsplätze vernichtet und keine neue 
armutssichere Beschäftigung geschaffen. 
Deshalb empfiehlt der „Rat der Arbeits-
welt“ des Bundesarbeitsministers jetzt 
statt der Anhebung der Obergrenze für 
Minijobs von 450 auf 520 Euro eine „stu-
fenweise Abschaffung der geringfügigen 
Beschäftigung“. 
Hohe Kinderarmut trotz Hochkon-
junktur
Die renommierten Armutsforscher Chris-
toph und Carolin Butterwegge weisen in 
ihrem neuesten Buch „Kinder der Un-
gleichheit“ auf gleichbleibend hohe Zah-
len der Armut von Kindern und Jugend-
lichen hin – trotz der Hochkonjunktur 
der letzten zehn Jahre mit hohen Steuer-
einnahmen: „Ende 2010 lebten 1,980697 
Minderjährige von Hartz-IV-Leistungen, 
fünf Jahre später waren es 1.939.187. Am 

31. Dezem¬ber 2017 wurde mit 2.038999 
Kindern und Jugendlichen ein weiterer 
Höchststand erreicht. Danach ging die 
Zahl wieder Jahr für Jahr etwas zurück. 
Ende 2020 befanden sich immer noch 
1.854 695 Minderjähri¬ge im Hartz-IV-
Bezug.“ Hinzu kommen aber noch Kinder 
von Asylbewerberfamilien und Geflüch-
teten und in Sozialhilfehaushalten, so 
dass die tatsächliche Zahl armer Minder-
jähriger wesentlich höher ist. Zynisch und 
verfassungswidrig ist es, wenn die neuen 
Hartz-IV-Sätze für Kinder bis 13 Jahren 
in ab 1. Januar 2022 um zwei Euro erhöht 
werden, für Erwachsene um drei Euro!
Welche Kindergrundsicherung? 
Bei der Bundestagswahl 2020 machten 
SPD und Grüne riesige, aber völlig un-
klare Wahlversprechen für eine Kinder-
grundsicherung (KGS), die alle kinder-
bezogenen Leistungen zusammenfassen 
und Anträge einfacher machen soll. Laut 
Koalitionsvertrag der „Ampel“ soll die 
KGS – ohnehin nur für Kinder, „die am 
meisten Unterstützung brauchen“ - frü-
hestens Mitte 2023 ermittelt werden. 

DIE LINKE fordert in einem genau 
berechneten Konzept ein einheitliches 
Kindergeld für alle von 328 Euro pro 
Kind, Zuschläge für Familien in Armut, 
für Wohn- und Heizkosten und besondere 
Bedarfe. Die Bildungsangebote müssen 
verbessert werden und eine armutsfeste, 
bedarfsgerechte Grundsicherung einge-
führt werden. Der Mindestlohn ist auf 
13 Euro zu erhöhen und das System der 
Niedriglöhne zurückzudrängen. 

Ein erster Schritt zur Bekämpfung der 
Kinderarmut wäre es, wenn endlich bun-
desweit die Gebührenfreiheit in der Kin-
derbetreuung durchgesetzt und der uner-
trägliche Flickenteppich unterschiedlicher 
Elternbeiträge beseitigt würde – denn das 
Grundgesetz schreibt die „Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse“ vor 
(Art. 72, Absatz 2). Dagegen verstößt 
die grün-schwarze Landesregierung, da 
Baden-Württemberg eins der letzten Bun-
desländer mit vollen Elternbeiträgen ist! 
Stephanie Saleth, Leiterin der Familien-
forschung Baden-Württemberg, trat auf 
der Tagung „Ungleichheit trotz Reichtum! 
FamilienarMUT – KinderarMUT – auch 
in Baden-Württemberg“ (Nov. 2021) auch 
für einen „kostenlosen Zugang zu Kitas“ 
ein. Von dieser Erkenntnis scheinen CDU 
und Grüne noch meilenweit entfernt!
Dr. Emanuel Peter
Stadtrat in Rottenburg
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Gegen Querdenkszene in Ettlingen
Seit Wochen finden auch in Ettlingen als 
Spaziergang getarnte Demonstrationen 
der Querdenkerszene statt. Die Szene 
versucht damit ihre politischen Ansichten 
unter dem Deckmantel des harmlosen 
„Spazierens“ nach außen zu tragen.

Dass es sich hierbei nicht um 
harmlose, um ihre Freiheit besorgte 
Mitbürger*innen handelt, zeigt ein Blick 
in deren Netzwerke und Chats, in denen 
nicht nur dubiose und wissenschafts-
feindliche Verschwörungserzählungen 
verbreitet werden, sondern auch rechte, 
rassistische, homophobe, antisemitische 
und hasserfüllte Beiträge an der Tages-

ordnung sind.
Wie es um die von diesen Montagsspa-

zierern permanent betonte Friedfertigkeit 
bestellt ist, verdeutlichte vor allem ein 
Vorfall, als der ehemalige DGB-Kreis- 
und Ortsverbandsvorsitzende Wolfgang 
Weber aus deren Reihen beleidigt, tätlich 
angegriffen und verletzt wurde. Kritik an 
den Pandemiemaßnahmen der Regieren-
den ist natürlich berechtigt. Pflegenot-
stand, Fallpauschalen, Kurzarbeitergeld, 
zunehmende Armut, Impfstoffmangel in 
den sog. Entwicklungsländern im Zusam-
menhang mit der Weigerung der Paten-
tenfreigabe, dies sind nur einige Beispiele 

für verfehlte und unsoziale Politik. Von 
all dem ist jedoch bei diesen Montagsde-
mos nichts zu hören.

Die Geschichte hat gezeigt: Das Vor-
dringen antidemokratischer, antiaufklä-
rerischer Kräfte, die in dieser Szene ton-
angebend sind, verschiebt den politischen 
Diskurs in der Gesellschaft nach rechts.  
Es gibt allerdings inzwischen auch in 
Ettlingen Gegenproteste von DGB, LIN-
KEN, VVN, Naturfreunden, solid, Jusos 
u.a.
Es ist Zeit, dieser gefährlichen Ent-
wicklung im ganzen Land entschie-
den entgegenzutreten!

LINKE in die Gewerkschaften und in die Betriebsräte
Aufruf der LAG Betrieb 
und Gewerkschaft Ba-
den-Württemberg und 
des Landesvorstands der 
LINKEN: LINKE in die Ge-
werkschaften und in die 
Betriebsräte
Liebe Genossinnen und Ge-
nossen,
zwischen dem 1. März und 
dem 31. Mai 2022 finden 
Betriebsratswahlen statt. 
Betriebsratsgremien sorgen 
dafür, dass die demokrati-
sche Idee der Mitgestaltung 
und Mitbestimmung auch 
auf der betrieblichen Ebe-
ne umgesetzt wird. Bei den 
diesjährigen Wahlen ist da-
von auszugehen, dass es zu 
überdurchschnittlich vielen 
Veränderungen in den Be-
triebsratsgremien kommen 
wird. Es ist also Raum für engagierte Kolleginnen und Kollegen die sich dafür einsetzen wollen, dass die Bedingungen am 
Arbeitsplatz verbessert werden. Dies funktioniert meistens dann am besten, wenn dies mit tarifvertraglichen Regelungen 
flankiert wird. Auf beides zu achten ist eine wichtige Aufgabe, gerade auch für uns als LINKE. 

Weil wir die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse verändern wollen und eine echte demokratische Wirtschaftsordnung 
anstreben, müssen wir uns dort einmischen, wo die Rechte der Beschäftigten von den Kräften des Kapitals immer öfters 
außer Kraft gesetzt werden: Als abhängig Beschäftigte, im Arbeitsleben in Betrieben und in den Verwaltungen.

Auch in den DGB Gewerkschaften müssen wir uns stärker organisieren und aktiv werden. So finden bei der Gewerkschaft 
ver.di in diesem Jahr Organisationswahlen statt. Wir fordern euch auf, beteiligt euch an den Wahlen! Wir ermutigen euch 
gleichzeitig auch selbst gewerkschaftlich aktiv zu werden, euch einzumischen und für die gewerkschaftlichen Entschei-
dungsgremien zu kandidieren. Die Termine für euren Bezirk könnt ihr hier herausfinden: https://orgawahlen.verdi.de/.  Bei 
Rückfragen könnt ihr euch gerne an Walter Kubach unter walter.kubach@t-online.de wenden. 
Elwis Capece, Landessprecher und Walter Kubach, Mitglied im Sprecher:innenrat LAG Betrieb und Gewerkschaft.

Neuer Sprecher:innenrat der Landesarbeitsgemeinschaft (LAG) Betrieb & 
Gewerkschaft (b&g) gewählt
Am Sonntag, den 23.1.2022 wurde bei 
einer Online-Landesmitgliederver-
sammlung ein neuer Sprecher:innenrat 
der LAG b&g Baden-Württemberg ge-
wählt. 

Die Wahl muss noch per Briefwahl 
bestätigt werden. Nachfolgend das vor-
läufige Ergebnis:
Auf der Liste zur Sicherung der Min-
destquotierung wurden gewählt:
Maria Haido (KV Heilbronn), Margrit 

Paal (KV Tübingen), Heidi Scharf (KV 
Hohenlohe/Schwäbisch-Hall), Jessica 
Tatti (KV Reutlingen), Caroline Kirch-
hoff (KV Ludwigsburg).
Auf der gemischten Liste wurden 
gewählt:
Eric Böttcher (KV Stuttgart), Martin 
Auerbach (KV Esslingen), Walter Ku-
bach (KV Ludwigsburg), Alexander 
Relea-Linder (KV Ostalb), Jochen Dürr 
(KV Hohenlohe/Schwäbisch-Hall). Ein 

herzlicher Dank für die geleistete Arbeit 
ging an: Stefan Dreher, Monika Heim 
und Sabine Vogel, die nicht mehr zur 
Wahl angetreten sind.
Zudem wurde Heidi Scharf als Kan-
didatin nominiert zur Wahl des 
Bundessprecher:innenrats bei der 
nächsten Mitgliederversammlung der 
Bundesarbeitsgemeinschaft b&g anzu-
treten.
Walter Kubach

Betriebsräte gründen, wählen, stärken !
Vom 1. März bis 31. Mai 2022 sind 
Betriebsratswahlen
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Preise steigen – LINKES Entlastungspaket: 

Löhne hoch, Reiche 
besteuern
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DIE LINKE Bundesgeschäftsstelle
Kleine Alexanderstraße 28, 10178 Berlin

Mehr Informationen unter: 
www.die-linke.de, kontakt@die-linke.de

Ich möchte weitere Informationen
Bitte schickt mir weitere
Informationen zum Thema.
Ich will Mitglied der LINKEN werden!

Name, Vorname

Straße, Hausnummer

PLZ, Ort

Telefon

E-Mail

!

Die Angaben werden von der Partei DIE LINKE in ihrer Bundesgeschäftsstelle 
und den Gliederungen entsprechend den Bestimmungen der EU-Datenschutz-
grundverordnung zum Zwecke des Nachweises der Mitgliedschaftsvoraussetzung, 
der Nachweisführung gemäß Parteiengesetz, der statistischen Auswertung und 
innerparteilichen Kommunikation verarbeitet. Weitere Hinweise zur Daten -
verarbeitung und Ihren Rechten unter www.die-linke.de/datenschutz

Alles wird teurer: 2021 lag die Inflations-
rate bei 3,1 Prozent, so hoch wie seit 
1993 nicht mehr. Für 2022 werden 
Preissteigerungen in ähnlichem Umfang 
vorausgesagt. Besonders stark verteuert 
haben sich Strom, Gas, Benzin, Heizöl 
und Gemüse. Nahrungsmittel waren im 
Dezember um 6 Prozent teurer, Energie 
sogar um 18 Prozent. Wer ein niedriges 
Einkommen oder eine kleine Rente 
bekommt, muss einen deutlich größeren 
Teil seines Geldes für Miete, Essen und 
Heizung ausgeben und ist deutlich 
stärker von der Teuerung betroffen. 
Bezieher*innen von Grundsicherung, 
Arbeitslosengeld, Rente und Bafög 
erleben eine faktische Kürzung ihrer 
Bezüge, wenn die staatlichen Zahlungen 
nicht schnell angepasst werden – dabei 
hat das Geld schon vorher oft kaum zum 
Leben gereicht. 

Die bisherige Erhöhung von Hartz-IV um 
3 Euro liegt mit 0,7 Prozent weit unter-
halb der Teuerungsrate,  Bezieher*innen 
der Grundsicherung bekommen also noch 
weniger als früher. Auch der für Sommer 
angekündigte Heizkostenzuschuss von 
135 Euro für Wohngeldempfänger*innen 
geht am Ausmaß des Problems völlig 
vorbei. Nur ein kleiner Teil der Haushalte 
erhält Wohngeld, die Regierung spricht 
von 700  000. Aber mehr als 13 Millionen 
Menschen sind von Armut bedroht 
(Paritätischer Armutsbericht 2021). 
Außerdem reicht ein einmaliger Zuschuss 
nicht, um die dauerhaft steigenden 
Kosten auszugleichen. Viele Energie-
versorger haben dauerhaft höhere Preise 
und Vorauszahlungen angekündigt. 
Zudem kommt eine Auszahlung im 
Sommer zu spät, wer wenig verdient, 

hat meist keine Rücklagen. Höhere 
Vorauszahlungen werden aber jetzt fällig. 

Die Hoffnung der Regierung auf »Steue-
rung« der Preise über Marktanreize 
müssen viele Verbraucher*innen nun mit 
deutlich höheren Lebenshaltungskosten 
bezahlen. Währenddessen steigen die 
Vermögen und Einkommen der Anteils-
eigner von Energie- und Lebensmittel-
konzernen weiter in den Himmel. Das 
zeigt: Der Markt regelt es nicht. 

Die LINKE sagt: Es kann nicht sein, dass 
ärmere Menschen sich in diesem reichen 
Land keine warme Wohnung leisten oder 
kein Gemüse mehr kaufen können. 
Niemand soll hungern, frieren oder in 
einer dunklen Wohnung sitzen müssen!

Wir fordern sofort:

n Gegen Armut hilft Geld: Einmalzahlung 
von 200 Euro an alle Menschen, die 
unter der Armutsrisikoschwelle liegen. 
Ein solcher Entlastungsbonus. wäre eine 
schnelle Entlastung für die gestiegenen 
Lebenshaltungskosten. Familien mit 
geringen Einkommen profitieren beson-
ders: Eltern erhalten die 200 Euro auch 
für ihre Kinder. Das Geld muss sofort 
ausgezahlt werden.
n Hartz-IV ist zu niedrig! Die Inflations-
rate muss sofort ausgeglichen und 
dann um weitere 200 Euro erhöht 
werden. Der Satz muss armutsfest sein 
und das tatsächliche sozioökonomische 
Existenzminimum abdecken. Der Paritäti-
sche Wohlfahrtsverband hat ausgerechnet: 
Ohne kleinzurechnen, müsste der 
Hartz-IV-Satz bei 678 Euro liegen!
n Für Menschen im Grundsicherungs-
bezug müssen die tatsächlichen Energie-
kosten übernommen werden. 
n Wohngeld soll auf der Basis der 
Bruttowarmmiete gezahlt werden, also 
auch Warmwasser und Heizkosten 
umfassen. Zudem soll es um eine Kompo-
nente für Stromkosten erweitert werden. 
Wer in energetisch sanierten Wohnungen 
eine höhere Miete zahlt, muss einen 
Zuschuss für die Sanierungskosten bzw. 
die daraus folgenden höheren Mietkosten 
erhalten (»Klimawohngeld«).
n Verbot von Strom- und Gassperren 
für alle Privathaushalte.
n Strom- und Gasanbieter werden 
verpflichtet, Privatkunden ein Grundkon-
tingent kostenlos oder kostengünstig 

anzubieten. Alles, was über den durch-
schnittlichen Verbrauch hinausgeht, 
wird im Gegenzug teurer. Das entlastet 
Menschen mit geringen Einkommen und 
schafft Anreize für klimaschonendes 
Verhalten. 
n Der CO2-Preis für das Heizen muss 
vollständig von den Vermietern gezahlt 
werden. Als Anreiz zum Austausch alter 
Heizungen kann er nur bei den Vermietern 
wirken. Mieter*innen haben keinerlei 
Einfluss auf die Art der Heizung in ihren 
Wohnungen.
n Kein Tarifabschluss unterhalb der 
Inflationsrate! Dazu gehören Tariftreue-
gesetze für öffentliche Aufträge, leichtere 
Allgemeinverbindlichkeit von Tarifverträgen 
und die Fortgeltung von Tarifverträgen 
bei Auslagerung auf Subunternehmer.
n Steuerfreibetrag auf 14.400 Euro im 
Jahr anheben! Diese Entlastung der 
kleinen und mittleren Einkommen 
erhöht die Kaufkraft. Im Gegenzug 
braucht es endlich eine höhere Besteue-
rung hoher Einkommen und großer 
Vermögen. 

Allgemeine 
Preisentwicklung

Lebensmittelpreise

Energiepreise

+3,1%

+6%

+18%

Hartz-IV-Satz

+0,7%

Während die 
Preise steigen,
stagnieren die 
Sozialleistungen.

Bundesaktion: Umverteilen Jetzt!
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Feminismus für die 99% 
Zu den Aufgaben der LINKEN in der 
anstehenden Legislaturperiode
Die neue Regierung will fortschrittlich, 
liberal und feministisch erscheinen. Wir 
haben Zweifel. Wir freuen uns über eini-
ge dringend überfällige Verbesserungen. 
Aber auf den zweiten Blick wird an vie-
len Stellen deutlich: Die Regierung denkt 
nicht an alle, wenn sie verspricht, das Le-
ben von Frauen zu verbessern. Ein gutes 
Beispiel dafür ist die Subventionierung 
der haushaltsnahen Dienstleistungen. 
Ein Zuschuss von 40 Prozent soll Famili-
en entlasten, die sich Hilfe beim Putzen, 
Kochen oder Pflegen von Angehörigen 
holen wollen. Nur – wer kann sich die 
übrigen 60 Prozent überhaupt leisten? 
Prekär Beschäftigte, Arbeitslose, viele 
Alleinerziehende bestimmt nicht. Und 
wer soll diese Arbeit dann tun? Natürlich 
werden das weit überwiegend Frauen 
sein: Über deren Arbeitsbedingungen 
und Lohn steht nichts im Koalitionsver-
trag.

Der Gedanke, allein die Bezahlung 
der Haus-, Sorge- und Pflegearbeit sei 
die Lösung, ist ein Irrweg. Vom Ampel-
Feminismus werden Frauen profitieren, 
die es sich finanziell leisten können, 
indem sie die Arbeitskraft ärmerer, oft 
migrantischer Frauen nutzen. Entlastung 
gibt es für die, die es sich leisten können 
und nicht für die Alleinerziehende mit 
zwei Jobs und nicht für die ALG II - 
Bezieherin. Aufgabe der Linken ist es, 
diese Nebelkerze als das zu benennen, 
was sie ist – ein Projekt für die Besser-
verdienenden.

Die LINKE will eine Politik, die 
im Hier und Jetzt die Lebensbedingun-
gen von allen Frauen merklich verbes-
sert und sie konsequent vor körperlicher 
und ökonomischer Gewalt schützt. Dazu 
muss die soziale Frage und die Situation 
arbeitender Frauen in den Mittelpunkt 
feministischer Politik von links gerückt 

werden.
Wir kämpfen für das Ende von pre-

kären Arbeitsverhältnissen, für die Stär-
kung der Tarifbindung besonders in frau-
endominierten Berufen und den Ausbau 
von Kitas und einer voll finanzierten 
Pflegeinfrastruktur als Teil der öffentli-
chen Daseinsvorsorge. Gewerkschaften, 
Elternverbände und Selbstorganisationen 
von Beschäftigten fordern die Rück-
führung von Gesundheits-, Pflege- und 
Bildungseinrichtungen in die öffentliche 
Hand. Stattdessen lässt die neoliberale 
Handschrift des Koalitionsvertrags mehr 
Privatisierungen befürchten. Wir sagen: 
Es ist absurd die Grundbedingung unse-
res Lebens, Sorgearbeit, noch weiter als 
bisher der Profitlogik zu unterstellen.

Die Situation von Frauen, die jetzt 
schon mit schlechten Arbeitsbedingun-
gen zu kämpfen haben, bleibt gleichblei-
bend unbefriedigend: Sachgrundlose Be-
fristung, Arbeit auf Abruf und Leiharbeit 
bleiben bestehen. Mini- und Midijobs 
werden sogar ausgebaut, indem die Ver-
dienstgrenze auf 520 Euro angehoben 
wird. Für Unternehmen bedeutet das 
eine deutliche Entlastung, während es 
für noch mehr Beschäftigte Existenzun-
sicherheit und Altersarmut befürchten 
lässt. Arbeitszeiten können noch weiter 
flexibilisiert werden. 

Im Bereich der reproduktiven Ge-
sundheit ist die geplante Streichung des 
§ 219a StGB das Projekt, mit dem die 
Ampel sich profilieren will. Der viel 
substanziellere § 218 StGB wird jedoch 
ausgeklammert und in eine Kommission 
verschoben, statt klare Kante zu zeigen.

Wir fordern, dass der Schwanger-
schaftsabbruch aus dem Strafgesetzbuch 
gestrichen wird und ein Gesetz geschaf-
fen wird, in dem Frauen einen Anspruch 
auf einen selbstbestimmten, sicheren und 
kostenlosen Abbruch haben. Dafür muss 
nicht nur das StGB geändert werden. 

Schwangerschaftsabbrüche müssen Teil 
der der universitären Lehrpläne wer-
den. Lücken in der flächendeckenden 
Versorgung müssen geschlossen werden: 
Es darf nicht sein, dass Frauen bis zur 
nächsten Beratungsstelle oder der nächs-
ten Praxis, die Abbrüche durchführt, 
stundenlang fahren müssen. Beratung 
darf kein Zwang sein, sondern muss im 
Sinne der betroffenen Frauen bei Bedarf 
zur Verfügung stehen.

Doch Reproduktive Gerechtigkeit 
bedeutet auch, dass Verhütungsmittel 
vollständig von den Krankenkassen er-
stattet werden. Außerdem brauchen wir 
Forschung für bessere Verhütungsmittel, 
die Frauen nicht tiefgreifende Nebenwir-
kungen zumuten, und für Verhütungs-
mittel für Männer.

Wenn Frauen sich für eine Schwan-
gerschaft entscheiden, müssen sie gut 
versorgt werden – in der Schwanger-
schaft, während der Geburt und darü-
ber hinaus. Dazu braucht es ausreichend 
Hebammen, die ihren Job gerne machen, 
weil er sie nicht in den finanziellen Ruin 
treibt. Diese Maßnahmen sind es, die 
körperliche Selbstbestimmung sozial ge-
stalten.

Die Vorhaben der Ampel im Be-
reich Gewaltschutz lesen sich vielver-
sprechend, Erfassung von Kriminalität 
wird um die Kriterien Geschlecht und 
Sexualität erweitert, die Istanbul-Kon-
vention soll umgesetzt werden – das 
klingt gut. Doch die Umsetzung wird 
der Knackpunkt, denn flächendecken-
de Versorgung mit Beratungsangeboten, 
Schutzräumen und Frauenhäusern sowie 
gut bezahltem Fachpersonal.

Das Problem der Finanzierung zieht 
sich durch den gesamten Koalitionsver-
trag. Für uns ist der (neo)liberale Femi-
nismus keine Option. Feminismus heißt 
immer auch, die soziale Frage zu stellen. 
Aufzuzeigen, wie Patriarchat und Kapi-
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Am 8. März feministisch streiken!
Wir rufen die Kreisverbände zu 
Aktionen zum Internationalen 
Frauen*kampftag auf. Die Bundesge-
schäftsstelle hat für den 8. März Flyer 
und Postkarten erstellt. Blumen-Bande-
rolen können im LINKE Shop bestellt 
werden. Wir freuen uns über zahlreiche 
Aktivitäten. Schickt uns anschließend 
gerne Fotos von euren Aktionen an lag-
frauen@die-linke-bw.de!

In diesem Jahr wollen wir am 
8. März die Beschäftigten im Sozi-
al- und Erziehungsdienst und ihre 
Gewerkschaft ver.di in ihrer Tarif-
runde unterstützen. Über 80 Prozent 
der Beschäftigten sind Frauen*. Sie 
kümmern sich in Kitas, Jugendtreffs 
und Schulen um unsere Kinder und 
sie setzen sich in der Sozialen Arbeit 
für Menschen in schwierigen Lebens-

lagen ein. Für die Gesellschaft ist 
diese Arbeit unverzichtbar, für die 
Beschäftigten führt sie häufig in die 
Altersarmut. Das muss sich ändern! 
Wir fordern nicht nur am 8. März eine 
Politik, die den Lebensrealtitäten von 
Frauen* gerecht wird und eine finan-
zielle und personelle Aufwertung von 
Berufen, in denen vor allem Frauen* 
arbeiten.

Daraus ergibt sich für uns, folgende Bereiche in der kommenden Zeit in den Fokus zu rücken:
Arbeit, Zeit, Geld:
•  Sogenannte Frauenberufe personell und finanziell aufwerten: Wir unterstützen die angekündigten Streiks in den Sozial- 

und Erziehungsberufen!
• Politischer Kampf gegen Mini- und Midijobs, Sachgrundlose Befristung, Leiharbeit und Arbeit auf Abruf, für Stärkung der 

Tarifbindung, für ein Recht auf eine Vollzeitstelle
• Ausbau flächendeckender Betreuungsangebote
• Reduzierung der wöchentlichen Arbeitszeit
• Unterstützungsangebote durch eine echte Kindergrundsicherung statt Haushaltshilfenfinanzierung
Gewaltschutz
• Regierung in die Pflicht nehmen: Ausfinanzierte Hilfesysteme, bessere Prävention und Erfüllung der Istanbulkonvention 

statt unsozialer Eigenverantwortung gewaltbetroffener Frauen
• Herausforderungen digitaler Gewalt gegen Frauen in den Fokus nehmen und bekämpfen
Reproduktive Gerechtigkeit
• § 218 StGB aus dem Strafgesetzbuch streichen
• Flächendeckende Versorgung mit Beratung und Schwangerschaftsabbrüchen – kostenlos und diskriminierungsfrei!
• Versorgung von Schwangeren, Gebärenden und jungen Familien verbessern
• kostenlose Verhütung für alle sowie Gelder für die Erforschung neuer Verhütungsmittel, speziell auch für Männer

talismus voneinander profitieren ist un-
sere Aufgabe. Wir werden uns nicht mit 
schönen Worten zufriedenstellen lassen.

Fortschritte bietet die Ampel insbe-
sondere denjenigen, die jetzt schon sozial 
sicher leben können. Bei Mieten, unsi-
cheren Beschäftigungsverhältnissen und 
der ungerechten Verteilung von Geld, 

Zeit und Sorgearbeit tut sich hingegen 
wenig. Gerade wegen der enormen Kluft 
zwischen Fortschritt durch feministische 
Liberalisierungen und dem Stillstand in 
den prekären Lebensbedingungen des 
ärmeren Drittels der Bevölkerung, wird 
die rechte Kritik an der Koalition auf 
eine soziale Basis stoßen. CDU, AfD 

und andere antifeministische Gruppen 
werden die Regierung immer wieder für 
ihren vermeintlich zu weit gehenden Fe-
minismus angreifen. Als einzige soziale 
Opposition können und müssen wir auch 
im Bereich der feministischen Politik 
von links Druck machen – mit einem 
sozialistischen Feminismus für die 99%.
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Mietenkampagne des Landesverbands: 
Die Mieten müssen wieder sinken!
In Baden-Württemberg liegen 15 der 
30 teuersten deutschen Städte. Auch 
in kleineren Städten und im ländlichen 
Raum wird es immer schwerer, eine 
bezahlbare Wohnung zu finden. Jeden 
Tag sinkt die Zahl der Sozialwohnun-
gen, weil mehr Wohnungen aus der 
Sozialbindung fallen als neue Sozial-
wohnungen entstehen. Wohnungsnot 
und Wohnungslosigkeit nimmt zu, im-
mer mehr Menschen finden einfach 
keine Wohnung oder zahlen weit über 
30 Prozent ihres Einkommens für die 
Miete. Teure Mieten sind die soziale 
Frage unserer Zeit.

Auf dem letzten Landesparteitag 
im Oktober haben wir die Gründung 
einer Kampagne für bezahlbares Woh-

nen und eine soziale Mietenpolitik be-
schlossen. Mit einer landesweiten Kam-
pagne wollen wir uns für bezahlbaren 
und barrierefreien Wohnraum einset-
zen, unsere Kommunalpolitiker:innen 
vernetzen und stärken, lokale Initia-
tiven unterstützen und Bündnisse für 
einen landesweiten Volksantrag für 
eine soziale Mietenpolitik knüpfen. 
In diesem Jahr starten wir mit einer 
Bildungsoffensive, ersten öffentlichen 
Aktionen und der Vorbereitung des 
Volksantrags. Die Sammlung der Un-
terschriften für den Volksantrag wol-
len wir 2023 beginnen und den Antrag 
vor der Kommunalwahl 2024 beim 
Landtag einreichen.

Im März werden wir mit ersten 

Aktionen in die Öffentlichkeit gehen. 
Dafür brauchen wir euch vor Ort: Mit 
interaktiven Infoständen wollen wir 
landesweit zu den Demonstrationen 
am Housing Action Day am 26.3. mo-
bilisieren und die lokalen Wohnraum-
bündnisse unterstützen.

Wenn du Lust hast gemeinsam 
mit anderen im Landesverband die 
Kampagne zu gestalten, dann bist zu 
herzlich zu den Treffen des Kampa-
gnenrats eingeladen. Wir treffen uns 
einmal im Monat online. Die Termine 
findest du auf der Webseite. Wenn du 
keine Infos zur Kampagne verpassen 
willst, kannst du dich unter mietenauf-
bruch@linke-bw.de in den Newsletter 
der Kampagne eintragen lassen.

Gemeinderatsfraktion Eine Stadt für alle in Freiburg: 
Mehr Mitbestimmung bei städtischer Wohnungspolitik
Vor einem Jahr kam in Stadtverwaltung 
und Stadtbau-Geschäftsführung die Idee 
auf, 120 Mietwohnungen in Eigentums-
wohnungen umzuwandeln. Gegen die 
Stimmen unserer Mitglieder im Auf-
sichtsrat wurde unter Ausschluss der Öf-
fentlichkeit dazu ein Beschluss gefasst. 
Der zuständige Sanierungsbeirat wurde 
vorher nicht gehört. In den folgenden 
Monaten führte starker Protest aus der 
Bürger:innenschaft, ehrenamtliches En-
gagement und am Ende auch ein Re-
chenfehler dazu, dass das Projekt nicht 
verwirklicht wurde. Die 120 Mietwoh-
nungen werden jetzt saniert und blei-
ben als Mietwohnungen erhalten. Ein 
wichtiger Erfolg für die Mieter:innen in 
unserer Stadt!
FSB-Wohnungspolitik muss in Ge-
meinderat
Um künftig von Anfang an eine politi-
sche und öffentliche Debatte führen zu 
können und um sicherzustellen, dass 
Sanierungsbeirat und Öffentlichkeit zu 
solchen Vorhaben rechtzeitig Stellung 
nehmen können, hat unsere Fraktion zu-

sammen mit SPD/Kulturliste und JUPI 
einen Antrag eingereicht, der einfor-
dert, dass Entscheidungen über Verkäufe 
von Mietwohnungsbeständen künftig im 
Gemeinderat behandelt werden sollen, 
statt nicht-öffentlich lediglich im FSB-
Aufsichtsrat.

Uns ist wichtig, dass der Umgang 
mit Mietwohnungen in öffentlichem Be-
sitz auch ein Thema im demokratisch 
gewählten Gemeinderat werden kann. 
Dieser Antrag steht in der nächsten 
Sitzung des Gemeinderats zur Abstim-
mung. Ebenso wollen wir die Rolle der 
aller Beiräte in Umstrukturierungspro-
zessen weiter stärken.
Jede Mietwohnung zählt
In einer Zeit, in der die Zahl der 
Sozialwohnungen in der Stadt zurückgeht, 
die Mieten auf dem freien Markt stetig 
steigen, ist der Verkauf – und damit der 
Verlust – von Mietwohnungen eine Frage 
der Öffentlichkeit, erfordert Transparenz 
und die klare Mitbestimmung der 
Sanierungsbeirät:innen und des 
Gemeinderats.

Dahinter steht auch die Frage, ob eine 
Finanzierung der Stadtbau auf Basis eines 
Verkaufs bestehender Mietwohnungen 
getätigt werden soll, oder ob dazu weitere 
Mittel aus dem städtischen Gesamthaus-
halt bereitgestellt werden müssen, um 
die Wohnungsbestände der Stadtbau zu 
erweitern. Wir stellen auch in Frage, ob 
ein Verkauf von Bestandswohnungen, bei 
steigenden Baukosten und Grundstücks-
preisen, wirtschaftlich überhaupt sinnvoll 
sein kann. Das alles ist aus unserer Sicht 
keine alleinige Frage der Unternehmens-
führung der Stadtbau, sondern eine Frage, 
die der Gesellschafter der Stadtbau – und 
das sind wir alle – mit allen Konsequen-
zen diskutieren und entscheiden muss.
(Gregor Mohlberg und Lina Wiemer-
Cialowicz)
Zur Info: die Fraktion Eine Stadt für 
alle im Freiburger Gemeinderat ist 
ein Zusammenschluss bestehend aus 
7 Stadträt:innen: Linke Liste (3), der 
Grüne Alternative (3) und Unabhän-
gige Frauen (1).  https://www.eine-
stadt-fuer-alle.de/ 
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Debatte in Tübingen zum Thema Kommunales Vorkaufsrecht 
Mit einem offenen Brief hat das 
Tübinger Wohnraumbündnis eine 
kommunale Debatte zum Vorkaufs-
recht ausgelöst.
Antwort auf einen offenen Brief
Liebe Aktive vom Tübinger Wohnraum-
bündnis,
vielen Dank für euren Offenen Brief 
zum Thema: „Vorkaufsrechte stärken 
- gegen Immobilienspekulation, hohe 
Mieten und Verdrängung!“. Wir teilen 
eure politischen Einschätzungen und 
Forderungen. Die Fraktion DIE LINKE 
im Bundestag hat deshalb bereits am 9. 
Dezember 2021 einen Antrag (Drucksa-
che 20/236) eingebracht, in dem sie die 
Bundesregierung auffordert, 

1. sofort einen Gesetzentwurf für ein 
rechtssicher anwendbares gemeindli-
ches Vorkaufsrecht in Milieuschutz-
gebieten vorzulegen. Insbesondere 
muss die Neufassung des § 26 Num-
mer 4 BauGB auch die Anwendung 
des Vorkaufs-rechts bei zukünftig 
zu erwartender erhaltungswidriger 
Nutzungsabsicht ermöglichen;

2. dabei sicherzustellen, dass auch für 
klageanhängige Vorkaufsfälle eine 
rechtssichere Lösung im Interesse 
der Kommunen bzw. der Bewoh-
nerinnen und Bewohner gefunden 
wird,

3. einen Gesetzentwurf vorzulegen, der 
dafür Sorge trägt, dass die bereits 

getroffenen Abwendungsvereinba-
rungen rechtssicher Bestand haben.

Wir haben auch unsere zuständige Fach-
politikerin Caren Lay um eine ausführli-
chere fachliche Antwort gebeten, die wir 
aber erst im Januar nachliefern können. 
Die Linke-Gemeinderatsfraktion hat 
bereits anlässlich der Beschlussfassung 
zum städtebaulichen Rahmenplan WHO 
beantragt, dass die Stadtverwaltung die 
Erarbeitung einer Milieuschutz- bzw. 
Erhaltungssatzung prüft.
Mit freundlichen Grüßen, 
Jessica Tatti, Bundestagsabgeordnete 
der Linken, Reutlingen.  
Gerlinde Strasdeit, Fraktionsvorsitzen-
de der Linken im Tübinger Gemeinderat

Was machen wir mit einer Million?

Sieh mal an! Kaum zu glauben, der 
Gemeinderat Tübingen verschenkt eine 
Million! Gerade in den Gemeinderat 
nachgerückt, hatte ich schon in der ers-
ten Sitzung ein Erlebnis der besonderen 
Art. Der Sachverhalt, der zur Abstim-
mung stand: 2009 verkauft die Stadt der 
Firma Manz zur Betriebserweiterung 
ein Gelände von 14 815 Quadratmetern 
zum Preis von 80 Euro pro Quadrat-
meter. Allerdings unter der Bedingung, 
dass innerhalb von zehn Jahren gebaut 
werden muss, ansonsten kann die Stadt 
das Grundstück zum Verkaufspreis zu-
rück erwerben. Gebaut wird nichts, 
2019 wird die Frist noch einmal bis 

Ende 2022 verlängert.
Bebaut wird dann immer noch nicht, 

aber Manz hat eine andere Idee. Im De-
zember 2021 wird ein Teil des Grund-
stücks an eine andere Firma verkauft, 
die bis 2026 auf dem Gelände bauen 
will. Nun ist nach der vertraglichen 
Regelung dies allerdings nur mit Zu-
stimmung des Gemeinderats möglich. 
Dies ist auch gut so, will Tübingen doch 
zu Recht sicherstellen, dass städtischer 
Boden für nachhaltiges Gewerbe ver-
wendet und nicht zur Spekulation miss-
braucht wird.

Am Donnerstag kam daher der Ver-
kaufswunsch der Firma zur Abstim-
mung im Gemeinderat. Angesichts der 
Sachlage musste es schon recht befremd-
lich anmuten, dass der Beschlussantrag 
der Verwaltung tatsächlich vorschlug, 
dem Verkauf zuzustimmen. Und das, 
obwohl in derselben Vorlage der aktuel-
le Bodenrichtwert beim Weiterverkauf 
des Geländes mit 145 Euro taxiert wird 
und ein Rückkauf zu 80 Euro pro Quad-
ratmeter im Januar 2023 möglich wäre. 
Satte 65 Euro Mehrerlös pro Quadrat-
meter für Manz oder knapp 1 Million 

Gewinn aus dem Grundstücksgeschäft 
mit der Stadt Tübingen! Wenn das kein 
Spekulationsgewinn ist!

Die Linke stellte jedenfalls den An-
trag, dem Verkauf nicht zuzustimmen 
und das Grundstück zurückzukaufen. 
Ein Weiterverkauf an die am Erwerb in-
teressierte Firma wäre auch dann ohne 
große Verzögerung möglich. Was in der 
Aussprache des Gemeinderats folgte, 
lässt sich kaum fassen. Mit Ausnahme 
einer Fraktion war der Tenor der Stel-
lungnahmen insbesondere der großen 
Fraktionen unisono: Ja, der Deal sei 
unglücklich gelaufen, es gäbe gewisse 
Bedenken zuzustimmen, der Weiter-
verkauf mit viel höherem Erlös sei pro-
blematisch. Trotzdem werde dem Ver-
kauf zugestimmt. Begründung: keine; 
lediglich, die Sache solle jetzt schnell 
vom Tisch (warum eigentlich?). Liebe 
Ratskolleginnen und -kollegen, diesen 
Umgang mit Steuermitteln werden Sie 
Ihren Wählern erklären müssen!
Wilhelm Bayer, Stadtrat der Tübinger 
Linken 
(Mittwochspalte im Schwäbischen Tag-
blatt vom 1.2.2022) 

Kreisverband Stuttgart: 
Neues Infoblatt - nicht nur für SWSG-
Haushalte
Trotz Protest der Mieter*innen und ge-
gen die Stimmen der LINKEN stimm-
te eine Parteienmehrheit aus Grünen, 
CDU, AfD, FDP und freien Wählern 
für Mieterhöhungen in 2022. Wir haben 
einen großen Teil der Haushalte über 
die drohenden Erhöhungen informiert 
und waren auf vielfältige Weise an der 
Organisierung von Protesten beteiligt. 
Infos für Mieter*innen und Interessierte 
gibt es auf www.die-linke-stuttgart.de. 

Mit der Januar-Ausgabe des Kreis-
Infoblatts wollen wir alle Mieter*innen 
zum Abschluss der Kampagne über die 
unerfreuliche Entscheidung informie-

ren, und Unterstützung für 
die Zukunft anbieten.

Das Infoblatt richtet 
sich allerdings nicht nur an 
Mieter*innen der SWSG-
Wohnungen. Im Infoblatt 
finden sich weitere Texte: 
ein allgemeiner Text zur 
Wohnungsfrage und ein 
Bericht über die Initiative 
der Klinikumsbeschäftig-
ten für eine Entgeltzula-
ge. Das Infoblatt könnt ihr 
hier einsehen:
 https://gleft.de/4xx
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Linke Ostalb fordert kreiseigene Wohnbaugesellschaft  
Die Fraktion DIE LINKE im Kreistag 
des Ostalbkreises fordert die Grün-
dung einer kreiseigenen Wohnbauge-
sellschaft. In der Begründung des An-
trages heißt es:
Bezahlbarer Wohnraum gilt ne-
ben dem Klimawandel als eines der 
„Megathemen“unserer Zeit. Mittler-
weile ist es gesellschaftlicher Konsens, 
dass wir dem freien Markt bei diesem 

Thema der Daseinsvorsorge nicht das 
Feld überlassen können. Die Frakti-
on DIE LINKE meint, dass auch der 
Landkreis dafür Geld in die Hand neh-
men muss. Die Situation ist mittlerwei-
le so angespannt, dass sogar Menschen 
mit mittlerem Einkommen sich keine 
Wohnung mehr im Ostalbkreis leisten 
können. Die Nachfrage übersteigt das 
Angebot und erhitzt damit den Markt.

In der Tat sind die Kommunen 
für den sozialen Wohnungsbau 
verantwortlich. Doch die meisten 
Gemeinden sind zu klein, um sich 
dieser Herausforderung zu stellen. 
Deshalb ist der Landkreis gefragt. 
Andere Landkreise haben in den 
vergangenen Jahren bereits diesen 
Schritt gewagt und kreiseigene 
Wohnbaugesellschaften gegründet.

Die LINKE Schwetzingen feiert den Erfolg für das Engagement 
Ohne Ticket, aber dafür voll elektrisch
„Spiel, Satz. und Sieg •.. diese Analo-
gie aus dem Tennissport ist durchaus 
z.utreffend. Das Spiel war der Kampf, 
nicht mit Schläger und Ball, sondern 
mit \Vorten und Argumenten“, so die 
LINKE Schwetz.ingen in einer aktu-
ellen Pressemit teiJung im Nachgang 
zur letz ten Gemeinderatssitzung. Der 
Satz symbolisiere die Gesprä che mit 
den einz.elnen Frakti onen im Stadtrat 
und zuletzt den Sieg, den aus Sicht 
der Par tei eindeutig die Menschen in 
Schwetzingen davontragen, die bald 
ticketfrei mit dem neuen Stadtbus fah-
ren können.

Ganz zu Beginn war die Mehr-
heit des Stadtrats nicht gera de „Feuer 
und Flamme“ vor Begeisterung, den 
künfti gen Stadtbus licketfrei für alle 
Menschen zu machen, erin nert man 
sich zurück. Jedoch sei es LINKEN-
Stadtrat Wer ner Zieger nach langen 
Gesprä chen und viel Oberzeugungs-
arbeit gelungen, diesen Punkt aus dem 
kommunalen Wahl programm aus 2019 
zu rea lisieren, wofür die LINKEN-
Ortsgruppe Schwetzingen auch immer 
auf der Straße gewor ben habe. Die 
Partei strebt auf lange Sicht an, den 
gesamten ÖPNV ticketfrei zu machen 
-das bedeute jedoch noch lange Zeit 
viel Oberzeugungsarbeit gegenüber 
der Öffentlichkeit. „Jedoch auch eine 
große Idee beginnt oft im Kleinen 
und so, im ganz Kleinen, beginnt es 
erst mal auf kommunaler Ebene mit 
dem neuen Stadtbus in Schwet zingen“, 
zeigt man sich zufrie-den mit dem 
ersten Erfolg.

Im Jahr 2023 ist es dann so weit, im 
Zuge der ÖPNV- Aus schreibung des 

Lincnbündels 
zwei soll der 
neue Stadtbus 
seine Arbeit 
a u f n e h m e n . 
,,Mit mehr 
H a l t e s t e l l e n 
wie zuvor, wo-
bei die Wün-
sche der Mit-
b ü r g e r i n n e n 
und Mitbürger 
vom Stadtrat 
aufgenommen 
und umge-
setzt wurden“, 
so die Partei. 
Auch der weit 
v e r  b r e i t e t e 
Wunsch in der 
Bevöl  ke r u ng 
nach mehr 
Ökologie wur-
de laut LINKE 
erfolgreich um-
gesetzt, da der 
neue Stadt bus 
voll elektrisch 
fährt. .,Man 
stelle sich das 
einmal vor: 
Man steht an 
der Haltestelle, 
der Bus kommt und man steigt einfach 
ein ohne Fahrkarte, der Bus nimmt 
nahezu geräuschlos die Fahrt auf und 
man fährt an sein Ziel und steigt ein-
fach wieder aus. Das ist nun, ab 2022, 
die Realität in Schwetzingen, wenn 
man den neuen Stadtbus nutzt. Und 
das werden die Menschen mit wach-

sender Begeisterung auch machen“, 
davon ist Stadt rat Werner Zieger voll 
und ganz überzeugt. Nun liege es an 
den Bewohnern oder auch den vie-
len Besuchern der Stadt, dieses tolle 
Angebot so oft es ihnen möglich ist 
einfach und ticket frei zu nutzen, so 
die LINKE.

Stadtrat Werner Zieger bei einer Aktion für kostenlosen 
ÖPNV

Städtetag: Investitionsstau für kommunale Infrastruktur bei 150 Milliarden Euro
Zahlreiche Straßen, Brücken und 
Schulen in den Kommunen sind 
sanierungsbedürftig. Der Deutsche 
Städtetag bemängelt einen 
Investitionsstau von insgesamt 
knapp 150 Milliarden Euro.
Hauptgeschäftsführer Helmut 
Dedy fordert mehr Geld aus 
Steuermitteln für Städte.

Berlin, 19. Januar: Der Deutsche Städ-
tetag hat einen Investitionsstau von 
rund 150 Milliarden Euro für kommu-
nale Infrastruktur beklagt und mehr 
Geld aus Steuermitteln für Städte ge-
fordert. 

„Die KfW geht bundesweit davon 
aus, dass sich der kommunale Inves-
titionsstau für Schulen, Kitas, Sport-

stätten oder gute digitale Angebote 
auf rund 150 Milliarden Euro beläuft, 
davon rund 34 Milliarden Euro für 
Straßen und Brücken“, sagte Hauptge-
schäftsführer Helmut Dedy dem Re-
daktionsnetzwerk Deutschland (RND). 
„Wir müssen kräftig investieren. Das 
klappt nur mit einem höheren Steuer-
anteil für die Städte. 
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Stromsteuer für Personen- und Güterverkehr auf der Schiene 
abschaffen 
Im Verkehrsausschuss des Bundestags 
wurde in dieser Woche über die Ge-
fahr steigender Stromkosten für den kli-
mafreundlichen Schienenverkehr debat-
tiert. Deutschland ist bei der Höhe der 
Strompreise in der EU an der Spitze. Es 
gibt die Gefahr einer weiteren Verlage-
rung des Personen- und Güterverkehrs 
von der Schiene auf die Straße.

Bernd Riexinger, MdB aus Stuttgart 
und Sprecher für nachhaltige Mobilität 
der LINKSFRAKTION erklärt dazu:

„Die Deutsche Bahn zahlt die EEG 
Umlage, sie muss für 100 Prozent der 
CO2-Zertifikate im Emissionshandel 
kostenpflichtig aufkommen und sie 
muss die Stromsteuer bezahlen, trotz 
massiv steigender Strompreise. Gleich-
zeitig genießen konkurrierende Ver-
kehrsträger wie der Luftverkehr und die 
Binnenschiffsfahrt eine Reihe von Pri-
vilegien. Flugzeuge und Binnenschiffe 
sind von der Mineralöl- und Ökosteuer 
befreit und nur 15 Prozent der CO2-
Zertifikate sind für den Luftverkehr 
kostenpflichtig.

Es ist an der Zeit, dass dieses Miss-
verhältnis umgekehrt wird. Klimaschäd-
liche Subventionen für den Luftverkehr 
müssen beendet werden, stattdessen 
muss der Personen- und Güterverkehr 
bevorzugt werden. Die Stromsteuer 
muss für den Schienenverkehr auf Null 
gesetzt werden, so wie auch in Öster-
reich und anderen Ländern der EU. 
Damit eine sozial-ökologische Mobili-
tätswende gelingt, ist es unerlässlich, 

den Personen- und Güterverkehr auf der 
Schiene gegenüber dem klimaschädli-
chen Luft- und Binnenschiffsverkehr zu 
bevorteilen.

Notwendig sind auch massive finan-
zielle Investitionen in Elektrifizierung 
von Schienenstrecken. Die Ampelre-
gierung muss die bisherige Methodik 
bei der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 
zum Ausbau der Elektrifizierung des 
Schienenverkehrs im Bundesverkehrs-
wegeplan verändern. Klimaschutz und 
Netzwirksamkeit sind dann deutlich 

besser in der Bemessung zu berücksich-
tigen. Es wäre ein grober Unsinn, wenn 
die Elektrifizierung wichtiger Strecken 
aufgrund falsch angelegter Wirtschaft-
lichkeitsberechnungen gestoppt würde.

Die Entscheidungsgrundlage für 
den klimafreundlichen Bahnverkehr 
darf nicht mehr mit der Denkweise und 
den Grundlagen des letzten Jahrhun-
derts stattfinden. Elektrifizierung führt 
schließlich dazu, dass Züge schneller, 
leiser, umweltfreundlicher und günsti-
ger unterwegs sind.“

Technologieparks: Flächendeckende Privatisierung und Versiegelung
Kurz vor Weihnachten gab die Landes-
regierung bekannt, 236 Mio. Euro in den 
Bau von drei neuen Gebäuden im Tech-
nologiepark auf der Oberen Viehweide 
in Tübingen zu stecken. Laut Schwäbi-
schem Tagblatt erfüllt das Land damit 
„eine Bedingung für das Engagement“ 
der Stiftung des SAP-Gründers und Mil-
liardärs Hans-Werner Hector, die weitere 
100 Mio. Euro für die Forschung an 
Künstlicher Intelligenz in Tübingen be-
reitstellen will. Bislang hat das Land nach 
eigenen Angaben 140 Mio. in das Cyber 
Valley investiert. Weitere Mittel kamen 
außerdem vom Bund, der EU und priva-
ten Geldgebern bzw. Unternehmen. Die 
Kommune unterstützt das Projekt v.a. 
durch die Bereitstellung sehr günstigen 
Baugrundes, Infrastrukturmaßnahmen 
und z.B. den Bau eines „Landschafts-
parks“, um das Gelände für ansässigen 
Unternehmen und Institute aufzuwerten.

Nicht enthalten sind darin z.B. die 
sechzig Mio. Euro, welche Bund und Land 
zum Bau einer Batteriefabrik bei Kuster-
dingen beisteuern, die zunächst dreizehn 
und später bis zu 80 Mitarbeiter*innen 

beschäftigen soll. Betreiber ist ein Joint 
Venture unter Führung des Autobauers 
Porsche, der seinerseits „einen mittleren 
zweistelligen Millionenbetrag“ investie-
ren will. Über den Verkaufspreis für den 
Baugrund wurde in diesem Fall angeb-
lich Stillschweigen vereinbart. Amazon 
(bzw. der Projektentwickler Reisch für 
Amazon) – wie Porsche und Bosch „In-
dustriepartner“ im Cyber Valley – hat die 
äußerst attraktiven Flächen inmitten des 
Technologieparks für schlappe 500.000 
Euro bekommen. Bosch hat bereits 2019 
die Option für den Bau eines ganzen KI-
Campus auf dem benachbarten Horemer 
erhalten.

Obgleich Landesregierung, be-
teiligte Wissenschaftler*innen, Pres-
sesprecherinnen und auch manche 
Kommunalpolitiker*innen das Cyber 
Valley gerne als „Spitzenstandort“ und 
„Leuchtturmprojekt“ mit internationa-
lem Ruf und „Strahlkraft“ beschreiben, 
ist es letztlich ein Projekt unter vielen und 
wenig mehr als ein – vielleicht besonders 
intensiv beworbenes – Beispiel für einen 
flächendeckenden Prozess. Landes- und 

bundesweit werden allerorten Techno-
logieparks und Innovationscluster aus 
dem Boden gestampft und von einer 
unüberschaubaren Vielfalt an IT-Firmen, 
Steuerberatungen und Immobiliendienst-
leistern besiedelt, die oft mehr an Brief-
kastenfirmen erinnern, denn an das gän-
gige Bild erfolgreicher Startups. Ganz 
offensichtlich ist es einfacher, hierfür 
neue Flächen zu erschließen, als für 
Wohnbebauung und rentabler, dort Bü-
roflächen mit mäßiger Auslastung zu 
vermieten, als Wohnraum. Treibende 
Kräfte sind hierbei neben Immobilie-
nentwicklern Energieversorger, Kapi-
talfonds sowie besonders im „Ländle“ 
Automobilkonzerne und ihre Zulieferer, 
die sich bei Bedarf brauchbare Startups 
nach jahrelanger öffentlicher Förderung 
einverleiben und kein Problem damit 
haben, wenn der Rest nach ebenfalls 
jahrelanger öffentlicher Förderung sang- 
und klanglos eingeht. Übrig bleiben auch 
dann zumindest privatisierte und zubeto-
nierte Flächen.
Christoph Marischka, Tübingen 
(Gastbeitrag) 

Buchempfehlung:
Mario Candeias / Stephan Krull
Spurwechsel
Studien zu Mobilitätsindustrien, Be-
schäftigungspotenzialen und alterna-
tiver Produktion
Eine Veröffentlichung der Rosa-Luxem-
burg-Stiftung
Es braucht dringend Schritte in Richtung 
einer Mobilitätswende, eines sozial-ökolo-
gischen industriellen Umbaus der Mobili-
tätsindustrien und gerechte Übergänge für 
die Betroffenen.
Inhalt & Leseprobe:
www.vsa-verlag.de-Candeias-Krull-Spur-
wechsel.pdf
Die Herausgeber:
Mario Candeias ist Direktor des Instituts 
für Gesellschaftsanalyse der RLS.
Stephan Krull war Betriebsrat bei VW 
Wolfsburg und ist jetzt Koordinator des 
Gesprächskreises »Zukunft Auto.Umwelt.
Mobilität« der RLS.
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Stuttgart darf nicht Detroit werden
Mobilitätswende schafft neue Jobs 
Die Rosa-Luxemburg-Stiftung ver-
deutlicht in ihrer im Januar veröf-
fentlichten Studie „Spurwechsel 
- Studien zu Mobilitätsindustrien, 
Beschäftigungspotenzialen und 
alternativer Produktion“, dass mit 
einer sozial-ökologischen Mobili-
tätswende viele neue Arbeitsplät-
ze geschaffen werden können.
Bernd Riexinger, MdB aus Stuttgart 
und Sprecher für nachhaltige Mobilität 
für DIE LINKE im Bundestag erklärt 
zur RLS-Studie:

„Eine Mobilitätswende ist nur mit 
einer sozial-ökologischen Transforma-
tion der Automobilwirtschaft möglich. 
Die heute von der Rosa-Luxemburg-
Stiftung veröffentliche Studie „Spur-

wechsel“ führt dies mit wissenschaft-
lich erhobenen Daten deutlich vor Au-
gen. Mit einer sozial-ökologischen Mo-
bilitätswende können hunderttausende 
neue und zusätzliche Jobs entstehen. 
Eine Klimaneutralität bis zum Jahr 
2035 ist möglich, wenn die Automo-
bilindustrie zu einer nachhaltigen Mo-
bilitätsindustrie umgebaut wird. Die 
Ampelkoalition und Verkehrsminister 
Wissing fahren allerdings in die kom-
plett falsche Richtung.

Es ist nicht damit getan, 
Millionen kraftstoff betriebener 
PKWs mit weiteren 15 Millionen 
elektrobetriebenen PKWs zu ergänzen. 
Diese Strategie mag zwar die 
Gewinne von Automobilunternehmen 

auf Kosten vieler Arbeitsplätze und 
Beschäftigten steigern, dem Klima ist 
damit nicht geholfen. Notwendig sind 
Investitionen in Bus und Bahn, in den 
Ausbau der Schiene, in Radverkehr 
und den Umbau von Städten und 
Gemeinden. Das schafft zusätzliche 
klimafreundliche Arbeitsplätze. In der 
Studie der Rosa-Luxemburg-Stiftung 
werden konkrete Einstiegsprojekte und 
Ansatzpunkte vorgestellt. Dazu sind 
deutlich höhere Investitionen nötig, 
als von der Ampelkoalition bisher 
geplant.“
Link zur Studie der Rosa-Luxem-
burg-Stiftung: https://www.rosa-
lux.de/publikation/id/45668/und-
was-ist-jetzt-mit-meinem-job

Meşale Tolu: „Nach 4 Jahren, 8 Monaten und 20 Tagen:
Freispruch in beiden Anklagepunkten!“
Das twitterte die Ulmer Übersetzerin und 
Journalistin Meşale Tolu am 17. Januar 
nach der Urteilsverkündung in Istanbul. 
Sie und ihr Mann Suat Çorlu waren 
unter anderem wegen Mitgliedschaft in 
einer „terroristischen Vereinigung“ und 
„Terrorpropaganda“ angeklagt. Tolu war 
im April 2017 in Istanbul festgenom-
men worden und saß sieben Monate in 
Untersuchungshaft, zeitweilig mit ihrem 
kleinen Sohn. Sie hatte für in der Türkei 
u.a. für die linke Nachrichtenagentur 
ETHA gearbeitet. Ihr Mann war zu die-
sem Zeitpunkt Mitglied des ESP-Vorstan-
des. Die ESP (Sozialistische Partei der 
Unterdrückten) ist eine der Teilorganisa-
tionen der HDP (Demokratische Partei 
der Völker).

Nach internationalen Protesten und 
einer Begleitung des Prozesses u.a. von 
der damaligen Tübinger LINKE-Bun-
destagsabgeordneten Heike Hänsel kam 
Tolu Ende 2017 aus der Untersuchungs-

haft und konnte dann im August 2018 
nach Aufhebung der Ausreisesperre nach 
Deutschland zurückkehren. Ihr Mann 
konnte 2019 aus der Türkei ausreisen.

Auf Anfrage von der LINKEN-MdB 
Gökay Akbulut erklärte die Bundesregie-
rung im August letzten Jahres, dass rund 
60 Deutsche in der Türkei in Haft saßen 
und gegen weitere 60 ein Ausreiseverbot 
bestand. In der Regel besteht der Vorwurf 
in „Mitgliedschaft in“ oder „Unterstüt-
zung einer terroristischen Vereinigung“, 
„Terrorpropaganda“ oder „Beleidigung 
des Staatspräsidenten“. 

Tausende HDP-Funktionäre und Parla-
mentsabgeordnete, Bürgermeister*innen, 
Journalist:innen, Gewerkschafter:innen 
und Oppositionelle sitzen in den Gefäng-
nissen. Seit Monaten läuft der sog. Ko-
bane-Prozess, in dem über 100 führende 
HDP-Mitglieder angeklagt sind. Derzeit 
ist die HDP direkt von einem Verbot 
durch das Verfassungsgericht bedroht. 

Nach aktuellen Umfragen hat die Regie-
rung die Regierungskoalition von AKP-
MHP keine Mehrheit mehr. Die nächsten 
Präsidenten- und Parlamentswahlen ste-
hen spätestens 2023 an. Die Politik des 
Präsidenten Erdoğan und seiner Regie-
rung treiben die Menschen immer mehr 
in Armut und Elend. Die Inflationsrate 
liegt um 30 Prozent. Grundnahrungs-
mittel, Benzin oder Heizstoffe sind mitt-
lerweile selbst für die Mittelschichten 
oft nicht mehr finanzierbar. Hunderte 
Millionen werden in den Krieg gegen die 
Kurden im Nordosten der Türkei, in Ro-
java und dem Nordirak gepumpt. 

Die Politik des Schweigens der deut-
schen Bundesregierung zu den Men-
schenrechtsverletzungen und der Beset-
zung von Teilen Rojavas durch das tür-
kische Militär trägt genauso wenig zur 
Entspannung bei wie die Verfolgung der 
Rojavasolidarität und der kurdischen Be-
wegung in Deutschland. 

Solidarität mit Rojava. Kampf dem türkischen Großmachtstreben
Beschluss des Parteivorstandes vom 
12. Dezember 2021
DIE LINKE solidarisiert sich mit der 
Bevölkerung in Rojava/Nordsyrien ge-
gen den Angriffskrieg der imperialis-
tisch agierenden Türkei. Sie verurteilt 
außerdem jedwede militärische Koope-
ration anderer Länder mit der türkischen 
Armee und lehnt den Export von Waffen 
und Rüstungsgütern in die Türkei und 
die gesamte Region ab.

DIE LINKE fordert konkrete Maß-
nahmen zur Unterstützung der kurdi-
schen Selbstverteidigungskräfte YPG 
und YPJ, sowie der Zivilbevölkerung 
vor Ort.
Dazu zählen:
• medizinische, hygienische und Nah-

rungs-Hilfslieferungen nach Rojava/

Nordsyrien;
• Öffnung der Grenzen zwischen der 

Türkei und Syrien für Hilfslieferun-
gen;

• Entsendung medizinischer Hilfe 
nach Rojava, sofern die Sicherheit 
der Helfer*innen gewährleistet wer-
den kann;

• finanzielle Mittel zum Wiederaufbau 
der lokalen Infrastruktur;

•  gezielte Entwicklungszusammenar-
beit zur Minimierung der Folgen der 
Coronapandemie;

•  Öffnung der Grenzen zwischen der 
Türkei und Syrien für Hilfslieferun-
gen

DIE LINKE fordert die Bundesregie-
rung auf, jegliche polizeiliche, militäri-
sche und geheimdienstliche Zusammen-

arbeit mit der türkischen Regierung ein-
zustellen, und die völkerrechtswidrigen 
Aktionen der Türkei im Norden Syriens 
zu verurteilen, und sich für eine Versor-
gung der Menschen vor Ort einschließ-
lich der zahlreichen Geflüchteten und 
die Aufkündung des EU-Türkei-Deals 
stark zu machen.
DIE LINKE fordert die Entkriminalisie-
rung kurdischer Aktivitäten in Deutsch-
land und die Forderung nach Streichung 
von der EU-Terrorliste. Sie fordert ein 
Ende der Repression gegen aktive und 
passive Unterstützer der YPG/YPJ und 
die Freiheit politischer kurdischer Ge-
fangener. Des Weiteren bekräftigt sie 
erneut die Ablehnung des PKK- Verbo-
tes in Deutschland und wirkt auf dessen 
Aufhebung hin.



„Den Frieden gewinnen nicht den Krieg“ 
Unter diesem Motto gab es am 28./29. 
Januar in Tübingen und Stuttgart 
Friedenskundgebungen der Gesell-
schaft Kultur des Friedens und wei-
terer Friedensgruppen, die sich für 
eine friedliche Lösung des Ukraine-
Konfliktes und ein Ende der Kriegs-
propaganda einsetzten. Dort sprach 
auch die ehemalige MdB der Linken, 
Heike Hänsel: „Der Ukraine-Konflikt 
kann nur am Verhandlungstisch ge-
löst werden, nicht durch Rüstungs-
lieferungen aus Deutschland – seien 
es Helme oder Haubitzen! Die Bun-
desregierung muss Waffenlieferungen 
ablehnen und auch Kiew zur Einhal-
tung des Minsker Abkommens drän-
gen und jeden weiteren Einsatz von 
türkischen Kampfdrohnen durch die 
Ukraine unmissverständlich verurtei-
len. Wer die wachsende Kriegsgefahr 
in Europa stoppen will, darf nicht 
weiter wie die NATO unter US-Füh-
rung Öl ins Feuer gießen! Wer es ernst 
meint mit Sicherheit, Stabilität und Frie-
den in Europa, darf die Sorgen Russlands 
mit Blick auf die NATO-Osterweiterung 
nicht länger ignorieren. Und Deutschland 
ist schon aus historischer Verantwortung 

heraus dazu besonders verpflichtet. Sta-
bilität und Sicherheit in Europa gibt es 
nur mit, nicht gegen Russland. Das heißt: 
gemeinsame Sicherheit, die aufbaut auf 
Vertrauen, Rüstungskontrolle und Ab-
rüstung! In Europa könnte die OSZE, die 

Organisation für Sicherheit und Zusam-
menarbeit die Rolle bekommen, die nach 
dem Ende des Kalten Krieges möglich 
schien: eine Friedensarchitektur in dem 
„Haus Europa“ aufzubauen als Alterna-
tive zu NATO!“
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Statt wechselseitiger Drohgebärden brauchen wir
eine kluge Entspannungspolitik.
Gemeinsame Erklärung von Susanne 
Hennig-Wellsow und Janine Wissler, 
Parteivorsitzende der LINKEN, sowie 
von Dietmar Bartsch und Amira Mo-
hamed Ali, Fraktionsvorsitzende der 
LINKEN im Bundestag, zum Konflikt 
zwischen Russland und der Ukraine:
„DIE LINKE lehnt jegliche militärische 
Drohgebärden ab. Krieg darf niemals 
Mittel der Politik sein. Der militärische 
Aufmarsch Russlands an der Grenze zur 
Ukraine ist kreuzgefährlich und falsch. 
Wir bekräftigen die territoriale Integrität 
und Souveränität der Ukraine. Zugleich 
ist die Besorgnis Russlands vor einem 
weiteren vorrücken der NATO gen Osten 
nachvollziehbar.

Statt wechselseitiger Drohgebärden 
brauchen wir eine kluge Entspannungs-
politik. Stattdessen wurde Minsk II bis 
heute nicht umgesetzt. Aber wenn Ent-

spannungspolitik im hoch-ideologisier-
ten Kalten Krieg möglich war, dann 
ist sie es auch heute. Der Dialog und 
der politische Prozess müssen reaktiviert 
werden.

Es ist gut, dass sich die Vereinig-
ten Staaten und Russland direkt austau-
schen, doch darf es nicht dazu kommen, 
dass über die Köpfe der Ukrainerinnen 
und Ukrainer sowie der übrigen Europä-
erinnen und Europäer hinweg verhandelt 
wird. Es kommt in diesem Konflikt ins-
besondere auch auf die Rolle Deutsch-
lands und Europas an. Es wäre zielfüh-
render, Europas Sicherheitspolitik nicht 
im Rahmen der NATO zu gestalten. 
Die Fokussierung auf ein Militärbündnis 
behindert den politischen Prozess: Auf-
rüstung, Manöver, Gefechtsfähigkeit, 
Osterweiterung der NATO - all das ist 
Gift für die politische Bearbeitung des 

Konflikts. Frankreich und Deutschland 
sollten deshalb eine vermittelnde Rolle 
im Konflikt einnehmen.

Wir bekennen uns zu den Zielen der 
Organisation für Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa (OSZE). Der Traum 
eines Friedensraumes von Vancouver bis 
Wladiwostok kann aber nur dann er-
reicht werden, wenn niemand Hegemo-
nialansprüche stellt - der Hegemonialan-
spruch der NATO ist ein wesentlicher 
Teil des Konflikts.

Die aktuelle Zuspitzung zeigt: Wir 
brauchen eine souveräne und neue Si-
cherheitsarchitektur für Europa. Ein 
erster Schritt wäre die Vereinbarung 
eines militärfreien Sicherheitskorridors 
zwischen den osteuropäischen NATO-
Staaten und der Russischen Föderation. 
Dies würde den wechselseitigen Sicher-
heitsinteressen Rechnung tragen.“

Demonstration in Stuttgart: 
Die Pariser Morde müssen aufgeklärt werden
In Stuttgart fand wie in zahlreichen 
anderen Städten Deutschlands und Euro-
pas eine Demonstration in Gedenken an 
die Ermordung von Sakine Cansız, Fi-
dan Doğan und Leyla Şaylemez in Paris 
am 9. Januar 2013 statt. Für DIE LINKE 
nahm Bernd Riexinger teil: „Heute war 
ich auf der Demonstration in Gedenken 
an die Ermordung der drei kurdischen 

Revolutionärinnen in Paris am 9. Januar 
2013. Der Mörder, ein türkischer Nati-
onalist, wurde gefasst aber vor der Ge-
richtsverhandlung unter zweifelhaften 
Umständen tot in seiner Zelle aufgefun-
den. Es kann als sicher gelten, dass der 
türkische Geheimdienst MIT den Mord 
angeordnet hat. Die Demonstrant:innen 
fordern die französische Regierung auf, 

den Fall aufzuklären und die wahren 
Verantwortlichen zur Verantwortung zu 
ziehen. Während die Erdoğan Regierung 
Tausende von Oppositionellen ins Ge-
fängnis steckt, misshandelt und foltert, 
ist der Mord an den drei Frauen immer 
noch ungesühnt. Wir fordern die Frei-
lassung aller politischen Gefangenen aus 
türkischen Gefängnissen.“
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50 Jahre Radikalenerlass: 
DIE LINKE. Baden-Württemberg fordert Entschuldigung und 
Entschädigung
Am 28. Januar 1972 verabschiedeten 
die Ministerpräsidenten der Länder und 
der SPD Kanzler Willy Brandt den so-
genannten „Radikalenerlass“, der die 
Grundlage für 11.000 Berufsverbotsver-
fahren in der Bundesrepublik Deutsch-
land bildete. In deren Folge wurden 
1.256 Bewerbungen in den Öffentlichen 
Dienst abgelehnt und 265 Personen ent-
lassen. DIE LINKE. Baden-Württem-
berg fordert die Rehabilitierung der von 
den Berufsverboten betroffenen Perso-
nen.
Elwis Capece, Sprecher der LINKEN. 
Baden-Württemberg, sagt dazu: „50 
Jahre nach dem Radikalenerlass ist eine 
Entschuldigung bei den Betroffenen 
mehr als überfällig. Gerade hier im 
Südwesten zerstörte der Radikalener-
lass Existenzen und entwertete Ausbil-
dungswege. Obwohl Ministerpräsident 
Winfried Kretschmann selbst von ei-
nem Berufsverbotsverfahren betroffen 
war, bewegt sich die Landesregierung 
nur sehr langsam. Der Jahrestag muss 
nicht nur Anlass für wissenschaftli-
che Aufarbeitung sein, sondern auch 
für eine Entschädigung des durch den 
deutschen Staat verursachten Unrechts. 
Die psychischen und finanziellen Fol-
gen des Radikalenerlass halten bis heu-
te an. Die Betroffenen haben daher 
nicht nur eine Entschuldigung, sondern 
auch Entschädigungen verdient.“

Winfried Kretschmann schließt 
eine Entschuldigung bei den Betroffen 
nicht mehr aus, spricht sich in der ARD 
Dokumentation „Jagd auf Verfassungs-
feinde - Der Radikalenerlass und seine 
Opfer“ (ARD, 17.01.22) allerdings ge-
gen eine kollektive Entschuldigung aus. 
„Die Äußerung von Winfried Kretsch-
mann darf nicht zur Ausrede werden, 
sich als Landesregierung erneut der 
Verantwortung zu entziehen. Der Ra-
dikalenerlass hat Bewerber:innen für 
den Öffentlichen Dienst pauschal ver-

dächtigt und damit ein Klima der Angst 
erzeugt, auch dafür muss die Landesre-
gierung Verantwortung übernehmen,“ 
so Elwis Capece.

Alexander Hummel, Mitglied im 
Landesvorstand der LINKEN. Baden-
Württemberg, ergänzt mit Blick auf 
die große Zahl der durch den Radi-
kalenerlass getätigten Regelanfragen 
beim Verfassungsschutz: „Im Zuge des 
Radikalenerlass wurden 3,5 Millionen 
Regelanfragen beim Verfassungsschutz 
gestellt. Von den eingeleiteten Ver-
botsverfahren waren fast ausschließlich 
Menschen aus dem linken Spektrum 
betroffen. Zum Teil reichte es aus, sich 
mit Opfern von Berufsverboten zu so-
lidarisieren. Mit dem Radikalenerlass 
begann eine der intensivsten Verfol-
gungswellen gegen Linke in der Ge-
schichte der Bundesrepublik. Die be-
amtenrechtliche Grundlage für den Ra-
dikalenerlass besteht bis heute, nur die 
Regelanfragen und damit die pauschale 
Überprüfung durch den Verfassungs-
schutz ist ausgesetzt. Vergangenheit 
sind die Berufsverbote also nicht. Für 
den Justizdienst hat Bayern die Regel-
anfrage bereits 2016 wiedereingeführt. 
Rechte Chatgruppen und Netzwerke in 
der Polizei haben bundesweit eine neue 
Diskussion über Sicherheitsüberprü-
fungen von Bewerber:innen im Öffent-
lichen Dienst angestoßen. Als LINKE 
sehen wir darin nicht den richtigen 
Weg zur Bekämpfung rechtsextremer 
Strukturen.“
Im Land herrschte beson-
derer Verfolgungseifer 
Willy Brandt (SPD) entschuldigte sich 
vier Jahre später für den Radikalener-
lass von 1972 und sprach von einem 
„Irrtum“. Doch da war der Geist längst 
aus der Flasche und die Hexenjagd 
auf angebliche Verfassungsfeinde im 
Gang. Im Land gab es etwa 400 Betrof-

fene – meist 
Kommunis-
ten vor al-
lem aus der 
DKP, dem 
MSB Spar-
takus und 
der SDAJ, 
aber auch 
aus einigen 
K- - G r u p -
pen, der 
Vereinigung 
der Verfolg-
ten des Na-
z i r eg i me s 
VVN-BdA, 
G e w e r k -

schafter und Friedensbewegte. Als die 
„Regelanfragte“ 1991 formal aufgeho-
ben wurde, waren über 600 000 junge 
Menschen überprüft worden.

Seit 2018 gibt es am Lehrstuhl für 
Zeitgeschichte der Uni Heidelberg das 
Forschungsprojekt „Verfassungsfeinde 
im Land? Baden-Württemberg, ‘68 und 
der „Radikalenerlass“ (1968-2018). Es 
wird vom Wissenschaftsministerium 
des Landes gefördert. Das Projekt hat 
für Mai seinen Abschlussbericht ange-
kündigt. „Baden-Württemberg gehört, 
dies ist vorläufig zu konstatieren, zu den 
Ländern, in denen der ‚Radikalenerlass‘ 
besonders scharf durchgeführt wurde“, 
heißt es in einem 2020 veröffentlichten 
Zwischenbericht. 

Regionale Schwerpunkte gab es un-
ter anderem in Reutlingen und Tübingen 
mit etwa 40 beziehungsweise 30 Fällen. 
So erhielt Gisela Kehrer-Bleicher, heu-
te Tübinger Kreisrätin der LINKEN, 
gleich zweimal Berufsverbot – 1974 
wegen ihrer DKP- und SDAJ-Mitglied-
schaft als Realschullehrerin, 20 Jahre 
später als Sonderschullehrerin. Weil 
das Kultusministerium keine Lehrer-
laubnis erteilte, konnte sie eine bereits 
zugesagte Stelle an einer Privatschule 
erst 1995 antreten, als sich der dama-
lige SPD-Landtagsabgeordneten Gerd 
Weimer eingeschaltet hatte. Verbeamtet 
wurde sie jedoch – formal wegen Über-
schreitens der Altersgrenze - nicht. 

Mit ähnlichen Methoden wurde 
Anton Brenner schikaniert, ebenfalls 
früher Stadtrat und langjähriges Kreis-
tagsmitglied der PDS und Tübinger 
LINKEN. Der Deutsch- und Religi-
onslehrer hatte 23 Jahre lang als eins-
tiges DKP-Mitglied Berufsverbot, ehe 
er im Jahr 2000 – zunächst auf Pro-
be – eingestellt wurde. Wegen eines 
amtlichen Formfehlers hatte er noch 
Referendariat machen können und sich 
dann als Hobbywinzer und Betreiber 
eines Copyshops mit Druckerei durch-
geschlagen. Seiner Einstellung ging ein 
jahrelanger Rechtsstreit voraus, bei dem 
ihn die frühere SPD-Justizministerin 
Herta Däubler-Gmelin vertrat, ebenso 
ein Landtagsbeschluss.  
Der Kolumnist der „Süddeutschen“ He-
ribert Prantl bewertet den Radikalener-
lass als „radikalen politischen Fehler“ 
und „eines der folgenreichsten Desaster 
der Geschichte der alten Bundesrepu-
blik“. Eine ganze junge Generation sei 
auf Distanz zum Staat gegangen, „weil 
ein vergiftetes gesellschaftliches Klima 
entstanden war“, schrieb er unter der 
Überschrift „Halali“ in der Ausgabe der 
Zeitung vom 23. Und 24. Januar 2021.
Anne Hilger

Zum Thema hat DIE LINKE auch verschiedene 
Veranstaltungen angeboten
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DIE LINKE. Baden-Württemberg   Endgültige Ergebnisse der Bundestagswahl 2021 mit Vergleichsangaben von 2017

Auswertung nach Zweitstimmenergebnis absteigend Auswertung nach Regierungsbezirken, Zweitstimmenergebnis absteigend

Wahlkreis Jahr Wahlkreis Jahr
% %-Punk. % %-Punk. % %-Punk. % %-Punk.

281 Freiburg 2021 5,3 -2,0 6,9 -4,3 258 Stuttgart I 2021 4,1 -2,4 5,2 -4,1

N
or

dw
ür

tte
m

be
rg

2017 7,3 11,2 2017 6,5 9,3
271 Karlsruhe-Stadt 2021 5,0 -2,6 5,6 -4,0 259 Stuttgart II 2021 4,8 -4,1 5,1 -4,0

2017 7,6 9,6 2017 8,9 9,1
290 Tübingen 2021 4,7 -4,1 5,2 -4,3 265 Ludwigsburg 2021 2,9 -2,6 3,1 -2,9

2017 8,8 9,5 2017 5,5 6,0
258 Stuttgart I 2021 4,1 -2,4 5,2 -4,1 261 Esslingen 2021 2,7 -3,2 3,1 -3,1

2017 6,5 9,3 2017 5,9 6,2
259 Stuttgart II 2021 4,8 -4,1 5,1 -4,0 269 Backnang-Schw. Gmünd 2021 2,9 -2,7 2,9 -3,0

2017 8,9 9,1 2017 5,6 5,9
275 Mannheim 2021 4,8 -2,6 5,0 -4,1 264 Waiblingen 2021 2,6 -2,3 2,9 -2,7

2017 7,4 9,1 2017 4,9 5,6
274 Heidelberg 2021 4,0 -2,1 4,9 -3,4 268 Schw. Hall-Hohenlohe 2021 2,4 -1,9 2,9 -2,8

2017 6,1 8,3 2017 4,3 5,7
287 Konstanz 2021 3,6 -3,4 3,7 -3,5 267 Heilbronn 2021 2,3 -2,3 2,8 -2,9

2017 7,0 7,2 2017 4,6 5,7
289 Reutlingen 2021 4,0 -2,2 3,3 -2,8 270 Aalen-Heidenheim 2021 2,3 -2,9 2,7 -2,8

2017 6,2 6,1 2017 5,2 5,5
294 Ravensburg 2021 3,0 -2,4 3,2 -2,9 266 Neckar-Zaber 2021 2,4 -2,2 2,6 -2,7

2017 5,4 6,1 2017 4,6 5,3
282 Lörrach-Müllheim 2021 2,7 -2,3 3,2 -3,0 262 Nürtingen 2021 2,4 -2,4 2,6 -2,9

2017 5,0 6,2 2017 4,8 5,5
283 Emmendingen-Lahr 2021 3,0 -2,2 3,1 -2,7 260 Böblingen 2021 2,3 -2,7 2,6 -2,8

2017 5,2 5,8 2017 5,0 5,4
265 Ludwigsburg 2021 2,9 -2,6 3,1 -2,9 263 Göppingen 2021 2,2 -2,2 2,5 -2,6

2017 5,5 6,0 2017 4,4 5,1
261 Esslingen 2021 2,7 -3,2 3,1 -3,1 271 Karlsruhe-Stadt 2021 5,0 -2,6 5,6 -4,0

N
or
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ad

en

2017 5,9 6,2 2017 7,6 9,6
291 Ulm 2021 2,6 -2,0 3,1 -2,6 275 Mannheim 2021 4,8 -2,6 5,0 -4,1

2017 4,6 5,7 2017 7,4 9,1
269 Backnang-Schw. Gmünd 2021 2,9 -2,7 2,9 -3,0 274 Heidelberg 2021 4,0 -2,1 4,9 -3,4

2017 5,6 5,9 2017 6,1 8,3
288 Waldshut 2021 2,7 -2,3 2,9 -2,6 273 Rastatt 2021 2,7 -1,9 2,8 -2,6

2017 5,0 5,5 2017 4,6 5,4
293 Bodensee 2021 2,7 -2,6 2,9 -3,2 277 Rhein-Neckar 2021 2,6 -2,6 2,8 -3,5

2017 5,3 6,1 2017 5,2 6,3
264 Waiblingen 2021 2,6 -2,3 2,9 -2,7 278 Bruchsal-Schwetzingen 2021 2,6 -2,0 2,7 -3,0

2017 4,9 5,6 2017 4,6 5,7
268 Schw. Hall-Hohenlohe 2021 2,4 -1,9 2,9 -2,8 272 Karlsruhe-Land 2021 2,4 -2,2 2,7 -2,8

2017 4,3 5,7 2017 4,6 5,5
273 Rastatt 2021 2,7 -1,9 2,8 -2,6 279 Pforzheim 2021 2,3 -2,4 2,7 -2,7

2017 4,6 5,4 2017 4,7 5,4
284 Offenburg 2021 2,7 -2,7 2,8 -2,7 276 Odenwald-Tauber 2021 2,3 -2,9 2,5 -3,0

2017 5,4 5,5 2017 5,2 5,5
277 Rhein-Neckar 2021 2,6 -2,6 2,8 -3,5 280 Calw 2021 2,0 -2,5 2,4 -2,7

2017 5,2 6,3 2017 4,5 5,1
267 Heilbronn 2021 2,3 -2,3 2,8 -2,9 281 Freiburg 2021 5,3 -2,0 6,9 -4,3

Sü
db

ad
en

2017 4,6 5,7 2017 7,3 11,2
278 Bruchsal-Schwetzingen 2021 2,6 -2,0 2,7 -3,0 287 Konstanz 2021 3,6 -3,4 3,7 -3,5

2017 4,6 5,7 2017 7,0 7,2
272 Karlsruhe-Land 2021 2,4 -2,2 2,7 -2,8 289 Reutlingen 2021 4,0 -2,2 3,3 -2,8

2017 4,6 5,5 2017 6,2 6,1
279 Pforzheim 2021 2,3 -2,4 2,7 -2,7 282 Lörrach-Müllheim 2021 2,7 -2,3 3,2 -3,0

2017 4,7 5,4 2017 5,0 6,2
270 Aalen-Heidenheim 2021 2,3 -2,9 2,7 -2,8 283 Emmendingen-Lahr 2021 3,0 -2,2 3,1 -2,7

2017 5,2 5,5 2017 5,2 5,8
266 Neckar-Zaber 2021 2,4 -2,2 2,6 -2,7 288 Waldshut 2021 2,7 -2,3 2,9 -2,6

2017 4,6 5,3 2017 5,0 5,5
262 Nürtingen 2021 2,4 -2,4 2,6 -2,9 284 Offenburg 2021 2,7 -2,7 2,8 -2,7

2017 4,8 5,5 2017 5,4 5,5
260 Böblingen 2021 2,3 -2,7 2,6 -2,8 286 Schwarzwald-Baar 2021 2,3 -2,0 2,5 -2,8

2017 5,0 5,4 2017 4,3 5,3
295 Zollernalb-Sigmaringen 2021 2,1 -2,6 2,6 -2,5 285 Rottweil-Tuttlingen 2021 2,1 -1,8 2,2 -2,6

2017 4,7 5,1 2017 3,9 4,8
286 Schwarzwald-Baar 2021 2,3 -2,0 2,5 -2,8 290 Tübingen 2021 4,7 -4,1 5,2 -4,3

Sü
dw

ür
tt.

 H
oh
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zo

lle
rn2017 4,3 5,3 2017 8,8 9,5

276 Odenwald-Tauber 2021 2,3 -2,9 2,5 -3,0 294 Ravensburg 2021 3,0 -2,4 3,2 -2,9
2017 5,2 5,5 2017 5,4 6,1

263 Göppingen 2021 2,2 -2,2 2,5 -2,6 291 Ulm 2021 2,6 -2,0 3,1 -2,6
2017 4,4 5,1 2017 4,6 5,7

280 Calw 2021 2,0 -2,5 2,4 -2,7 293 Bodensee 2021 2,7 -2,6 2,9 -3,2
2017 4,5 5,1 2017 5,3 6,1

285 Rottweil-Tuttlingen 2021 2,1 -1,8 2,2 -2,6 295 Zollernalb-Sigmaringen 2021 2,1 -2,6 2,6 -2,5
2017 3,9 4,8 2017 4,7 5,1

292 Biberach 2021 1,6 -2,2 2,2 -2,4 292 Biberach 2021 1,6 -2,2 2,2 -2,4
2017 3,8 4,6 2017 3,8 4,6

Baden-Württemberg gesamt 2021 3,0 -2,4 3,3 -3,1
2017 5,4 6,4 Walter Kubach

Erst-
Stimm.

∆ zu 
2017

Zweit-
Stimm.

∆ zu 
2017

Erst-
Stimm.

∆ zu 
2017

Zweit-
Stimm.

∆ zu 
2017

DIE LINKE. Baden-Württemberg   Endgültige Ergebnisse der Bundestagswahl 2021 mit Vergleichsangaben von 2017

Auswertung nach Zweitstimmenergebnis absteigend Auswertung nach Regierungsbezirken, Zweitstimmenergebnis absteigend

Wahlkreis Jahr Wahlkreis Jahr
% %-Punk. % %-Punk. % %-Punk. % %-Punk.

281 Freiburg 2021 5,3 -2,0 6,9 -4,3 258 Stuttgart I 2021 4,1 -2,4 5,2 -4,1

N
or

dw
ür

tte
m

be
rg

2017 7,3 11,2 2017 6,5 9,3
271 Karlsruhe-Stadt 2021 5,0 -2,6 5,6 -4,0 259 Stuttgart II 2021 4,8 -4,1 5,1 -4,0

2017 7,6 9,6 2017 8,9 9,1
290 Tübingen 2021 4,7 -4,1 5,2 -4,3 265 Ludwigsburg 2021 2,9 -2,6 3,1 -2,9

2017 8,8 9,5 2017 5,5 6,0
258 Stuttgart I 2021 4,1 -2,4 5,2 -4,1 261 Esslingen 2021 2,7 -3,2 3,1 -3,1

2017 6,5 9,3 2017 5,9 6,2
259 Stuttgart II 2021 4,8 -4,1 5,1 -4,0 269 Backnang-Schw. Gmünd 2021 2,9 -2,7 2,9 -3,0

2017 8,9 9,1 2017 5,6 5,9
275 Mannheim 2021 4,8 -2,6 5,0 -4,1 264 Waiblingen 2021 2,6 -2,3 2,9 -2,7

2017 7,4 9,1 2017 4,9 5,6
274 Heidelberg 2021 4,0 -2,1 4,9 -3,4 268 Schw. Hall-Hohenlohe 2021 2,4 -1,9 2,9 -2,8

2017 6,1 8,3 2017 4,3 5,7
287 Konstanz 2021 3,6 -3,4 3,7 -3,5 267 Heilbronn 2021 2,3 -2,3 2,8 -2,9

2017 7,0 7,2 2017 4,6 5,7
289 Reutlingen 2021 4,0 -2,2 3,3 -2,8 270 Aalen-Heidenheim 2021 2,3 -2,9 2,7 -2,8

2017 6,2 6,1 2017 5,2 5,5
294 Ravensburg 2021 3,0 -2,4 3,2 -2,9 266 Neckar-Zaber 2021 2,4 -2,2 2,6 -2,7

2017 5,4 6,1 2017 4,6 5,3
282 Lörrach-Müllheim 2021 2,7 -2,3 3,2 -3,0 262 Nürtingen 2021 2,4 -2,4 2,6 -2,9

2017 5,0 6,2 2017 4,8 5,5
283 Emmendingen-Lahr 2021 3,0 -2,2 3,1 -2,7 260 Böblingen 2021 2,3 -2,7 2,6 -2,8

2017 5,2 5,8 2017 5,0 5,4
265 Ludwigsburg 2021 2,9 -2,6 3,1 -2,9 263 Göppingen 2021 2,2 -2,2 2,5 -2,6

2017 5,5 6,0 2017 4,4 5,1
261 Esslingen 2021 2,7 -3,2 3,1 -3,1 271 Karlsruhe-Stadt 2021 5,0 -2,6 5,6 -4,0

N
or

db
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en

2017 5,9 6,2 2017 7,6 9,6
291 Ulm 2021 2,6 -2,0 3,1 -2,6 275 Mannheim 2021 4,8 -2,6 5,0 -4,1

2017 4,6 5,7 2017 7,4 9,1
269 Backnang-Schw. Gmünd 2021 2,9 -2,7 2,9 -3,0 274 Heidelberg 2021 4,0 -2,1 4,9 -3,4

2017 5,6 5,9 2017 6,1 8,3
288 Waldshut 2021 2,7 -2,3 2,9 -2,6 273 Rastatt 2021 2,7 -1,9 2,8 -2,6

2017 5,0 5,5 2017 4,6 5,4
293 Bodensee 2021 2,7 -2,6 2,9 -3,2 277 Rhein-Neckar 2021 2,6 -2,6 2,8 -3,5

2017 5,3 6,1 2017 5,2 6,3
264 Waiblingen 2021 2,6 -2,3 2,9 -2,7 278 Bruchsal-Schwetzingen 2021 2,6 -2,0 2,7 -3,0

2017 4,9 5,6 2017 4,6 5,7
268 Schw. Hall-Hohenlohe 2021 2,4 -1,9 2,9 -2,8 272 Karlsruhe-Land 2021 2,4 -2,2 2,7 -2,8

2017 4,3 5,7 2017 4,6 5,5
273 Rastatt 2021 2,7 -1,9 2,8 -2,6 279 Pforzheim 2021 2,3 -2,4 2,7 -2,7

2017 4,6 5,4 2017 4,7 5,4
284 Offenburg 2021 2,7 -2,7 2,8 -2,7 276 Odenwald-Tauber 2021 2,3 -2,9 2,5 -3,0

2017 5,4 5,5 2017 5,2 5,5
277 Rhein-Neckar 2021 2,6 -2,6 2,8 -3,5 280 Calw 2021 2,0 -2,5 2,4 -2,7

2017 5,2 6,3 2017 4,5 5,1
267 Heilbronn 2021 2,3 -2,3 2,8 -2,9 281 Freiburg 2021 5,3 -2,0 6,9 -4,3

Sü
db

ad
en

2017 4,6 5,7 2017 7,3 11,2
278 Bruchsal-Schwetzingen 2021 2,6 -2,0 2,7 -3,0 287 Konstanz 2021 3,6 -3,4 3,7 -3,5

2017 4,6 5,7 2017 7,0 7,2
272 Karlsruhe-Land 2021 2,4 -2,2 2,7 -2,8 289 Reutlingen 2021 4,0 -2,2 3,3 -2,8

2017 4,6 5,5 2017 6,2 6,1
279 Pforzheim 2021 2,3 -2,4 2,7 -2,7 282 Lörrach-Müllheim 2021 2,7 -2,3 3,2 -3,0

2017 4,7 5,4 2017 5,0 6,2
270 Aalen-Heidenheim 2021 2,3 -2,9 2,7 -2,8 283 Emmendingen-Lahr 2021 3,0 -2,2 3,1 -2,7

2017 5,2 5,5 2017 5,2 5,8
266 Neckar-Zaber 2021 2,4 -2,2 2,6 -2,7 288 Waldshut 2021 2,7 -2,3 2,9 -2,6

2017 4,6 5,3 2017 5,0 5,5
262 Nürtingen 2021 2,4 -2,4 2,6 -2,9 284 Offenburg 2021 2,7 -2,7 2,8 -2,7

2017 4,8 5,5 2017 5,4 5,5
260 Böblingen 2021 2,3 -2,7 2,6 -2,8 286 Schwarzwald-Baar 2021 2,3 -2,0 2,5 -2,8

2017 5,0 5,4 2017 4,3 5,3
295 Zollernalb-Sigmaringen 2021 2,1 -2,6 2,6 -2,5 285 Rottweil-Tuttlingen 2021 2,1 -1,8 2,2 -2,6

2017 4,7 5,1 2017 3,9 4,8
286 Schwarzwald-Baar 2021 2,3 -2,0 2,5 -2,8 290 Tübingen 2021 4,7 -4,1 5,2 -4,3
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rn2017 4,3 5,3 2017 8,8 9,5

276 Odenwald-Tauber 2021 2,3 -2,9 2,5 -3,0 294 Ravensburg 2021 3,0 -2,4 3,2 -2,9
2017 5,2 5,5 2017 5,4 6,1

263 Göppingen 2021 2,2 -2,2 2,5 -2,6 291 Ulm 2021 2,6 -2,0 3,1 -2,6
2017 4,4 5,1 2017 4,6 5,7

280 Calw 2021 2,0 -2,5 2,4 -2,7 293 Bodensee 2021 2,7 -2,6 2,9 -3,2
2017 4,5 5,1 2017 5,3 6,1

285 Rottweil-Tuttlingen 2021 2,1 -1,8 2,2 -2,6 295 Zollernalb-Sigmaringen 2021 2,1 -2,6 2,6 -2,5
2017 3,9 4,8 2017 4,7 5,1

292 Biberach 2021 1,6 -2,2 2,2 -2,4 292 Biberach 2021 1,6 -2,2 2,2 -2,4
2017 3,8 4,6 2017 3,8 4,6

Baden-Württemberg gesamt 2021 3,0 -2,4 3,3 -3,1
2017 5,4 6,4 Walter Kubach
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∆ zu 
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Zweit-
Stimm.
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Erst-
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2017

Zweit-
Stimm.
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Ergebnisse der Bundestagswahl vom 26. September 2021
Anbei die Wahlkreis-Ergebnisse der Linken in Baden-Württemberg. Bei der letzten Bundestagswahl im Jahr 2017 hatten wir durch-
schnittlich 6,4 % der Zweitstimmen erreicht; bei der Wahl 2021 waren es nur 3,3 %. Die Tabelle zeigt, dass wir auch in den urbanen 
Zentren und Universitätsstädten stark verloren haben. Nur in sechs von 38 Wahlkreisen konnten wir über der 5%-Hürde bleiben.

Erhard Korn von der Rosa-Luxemburg-Stiftung in Baden-Württemberg hat einen analytischen Beitrag zu den Ergebnissen der 
Linken im Land geschrieben. Der Link lautet:
https://bw.rosalux.de/publikation/id/45121/ein-linker-blick-auf-das-ergebnis-der-bundestagswahl-2021-in-baden-wuerttemberg-1



Gökay Akbulut
• Sprecherin für Migration, Familien und bürgerschaftliches Engagement
• Mitglied und Obfrau im Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
• stellvertr. Mitglied im Ausschuss für Bildung, Forschung und 

  Technikfolgenabschätzung
• stellvertr. Mitglied im Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft
• stellvertr. Mitglied im Rechtsausschuss
• stellvertr. Mitglied für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

 Wahlkreisbüro Gökay Akbulut
T6 37, 68161 Mannheim
Ansprechpersonen: 
Mannheim: Jan Ohnemus, 0621-12508899, goekay.akbulut.ma03@bundestag.de
Heidelberg und Umgebung: 
Sahra Mirow, 0621-12508777, goekay.akbulut.ma02@bundestag.de
Karlsruhe und Umgebung:
Jürgen Creutzmann, creutzmannjuergen@web.de, 01604271795
Heilbronn und Umgebung:
Florian Vollert, gemeinsamer Mitarbeiter Gökay Akbulut und Jessica Tatti, 07131-8994996

Bernd Riexinger
• Wahlkreis Stuttgart II
• Mitglied im Verkehrsausschuss
• Sprecher für nachhaltige Mobilität
Wahlkreisbüro Stuttgart:
Falkertstraße 58, 70176 Stuttgart; Telefon: +49 711 912 257 58
Ansprechpersonen:
Dagmar Uhlig
E-Mail: bernd.riexinger.ma04@bundestag.de
Dennis Klora
E-Mail: bernd.riexinger.ma01@bundestag.de
Luigi Pantisano
E-Mail: bernd.riexinger.ma05@bundestag.de
Regionalbüro Ulm:
Deutschhausgasse 7, 89073 Ulm; Telefon: 0731-60265540;
Karin Hoffmann, E-Mail: bernd.riexinger.ma06@bundestag.de
Regionalbüro Freiburg:
Karlstr. 10, 79104 Freiburg; Telefon: 0761-29280730, Henric Meyer
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Jessica Tatti
• Mitglied im Ausschuss für Arbeit und Soziales
• Sprecherin für Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik der Fraktion DIE LINKE im Bun 
 destag
• Parlamentarische Geschäftsführerin der Fraktion DIE LINKE im Bundestag
Wahlkreisbüro Reutlingen:
Karlstraße 16 (Eingang Mauerstraße), 72764 Reutlingen
Tel. 07121-5509911, jessica.tatti.wk@bundestag.de
Ansprechperson:
Frederico Elwing, Büroleiter, jessica.tatti.wk@bundestag.de
Marc Gminder, Wahlkreismitarbeiter
Enes Muric, Wahlkreismitarbeiter
David Schecher, wissenschaftlicher Mitarbeiter,
Regionalbüro Heilbronn:
Allee 40, 74072 Heilbronn
Tel. 07131-8 994 996
Florian Vollert

Unsere Landesgruppe
Hier stellen wir unsere drei Bundestagsabgeordneten aus Baden-Württemberg kurz vor

Immer auf dem neuesten Stand LINKER Politik
Nachrichten, Reden, Anfragen, Gesetzesentwürfe

www.linksfraktion.de
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Kurzbericht vom Landesparteitag Oktober 2021:
Neuer Landesvorstand gewählt und Wohnkampagne beschlossen 
Der Landesverband Baden-Württem-
berg hat auf einem Landesparteitag 
am Wochenende (16.-17. Oktober 2021) 
in der Filderhalle in Leinfelden-Ech-
terdingen einen neuen Landesvorstand 
gewählt. 14 der insgesamt 20 Mitglieder 
sind neu in den Landesvorstand gewählt 
worden. Der neue Landesvorstand ist 
damit deutlich jünger, migrantischer 
und fest in den kommunalen Parlamen-
ten, Gewerkschaften und sozial-ökolo-
gischen Bewegungen verankert.

Der Landesparteitag stand ganz im 
Zeichen eines Neuaufbruchs. Die De-
legierten des Landesparteitags verab-
schiedeten einen Entwicklungsplan der 
Landespartei für die kommenden zwei 
Jahre, der die Partei nach dem desaströ-
sen Wahlergebnis aufbauen und stärken 
soll. Mit großer Mehrheit stimmten die 
Delegierten für eine landesweite Kam-
pagne für eine soziale Mietenpolitik. 
Die Partei möchte mit dieser Kampa-
gne in den kommenden zwei Jahren 
mit einem Volksantrag für bezahlba-
ren Wohnraum die Landesregierung 
zu einem wohnungspolitischen Kurs-
wechsel bringen.

Landessprecherin Sahra Mirow 
(37), Stadträtin in Heidelberg, wurde 
mit großer Mehrheit bestätigt. Als 
Landessprecher wurde der Karlsruher 
NGG-Gewerkschaftssekretär Elwis 
Capece (56) neu gewählt. Er löst den 
langjähren Landessprecher Dirk Spö-
ri ab, der nicht mehr zu Wahl angetre-
ten ist. Kathleen Kamprath aus Stutt-
gart bleibt Landesschatzmeisterin.

Die weiteren neu gewählten Mit-
glieder im geschäftsführenden Lan-
desvorstand sind Luigi Pantisano (42), 
Aynur Karlikli (56) und Alexander 
Relea-Linder (28). Luigi Pantisano 
ist Stadtrat in Stuttgart und hat im 
letzten Jahr nur knapp den Einzug ins 

Konstanzer Rathaus als Oberbürger-
meister verpasst. Die Industriekauffrau 
Aynur Karlikli ist Migrationsbeauftrag-
te der LINKEN Baden-Württemberg. 
Alexander Relea-Linder ist Gewerk-
schaftssekretär sowie Kreis-und Stadt-
rat in Schwäbisch Gmünd. Alle drei 
sind neu in den geschäftsführenden 
Landesvorstand gewählt worden.

Die Hälfte der Vorstandsmitglieder 
hat eine Migrationsgeschichte, gemäß 
der Satzung der Partei ist der Vorstand 
ebenfalls zur Hälfte mit Frauen be-
setzt. Der Landesvorstand besteht aus 
sechs paritätisch besetzten Mitgliedern 
im geschäftsführenden Landesvorstand 
und 14 paritätisch besetzten Mitglie-
dern im erweiterten Vorstand. In den 
erweiterten Landesvorstand wurden 
Bundestagsabgeordnete Gökay Akbu-
lut (38) und Landesgeschäftsführerin 

Claudia Haydt (54) gewählt. Die wei-
teren Mitglieder im erweiterten Lan-
desvorstand sind: Ellena Schumacher 
Koelsch (35), Emma Weber (28), Zara 
Dilan Kiziltas (22), Helena Pantelidis 
(31), Tanja Hilton (47), Utz Mörbe (37), 
Enes Muric (23), Jürgen Creutzmann, 
Alexander Hummel (32), Sander Frank 
(23), Ralf Jaster (47) und Justin Niebius 
(21).
Die Landesgruppe Baden-Württem-
berg der Linksfraktion besteht nach 
der Wahlniederlage vom 25. September 
2021 nur noch aus drei Abgeordneten: 
Bernd Riexinger, Gökay Abkulut und 
Jessica Tatti. Die bisherigen MdBs Hei-
ke Hänsel, Tobias Pflüger und Michel 
Brandt sind aus dem Parlament ausge-
schieden. Der Landesparteitag bedank-
te sich für ihre engagierte Arbeit inner-
halb und außerhalb des Parlaments.

Frühjahrspraxisakademien
Liebe Genossinnen und Genossen der 
Kreisverbände, 
auf dem vergangenen Landesparteitag 
haben wir erstmals über die Idee der 
Frühjahrspraxisakademien als einen 
neuen zentralen Baustein der politischen 
Bildung bei uns im Landesverband dis-
kutiert. Über den damaligen Leitantrag 
über Entwicklungsperspektiven für DIE 
LINKE haben wir beschlossen diese 
Idee weiter verfolgen zu wollen.

Seitdem ist einiges passiert: eine 
Arbeitsgruppe hat die Idee zu einem 
Konzept ausgearbeitet, welche bereits 
ausführlich im Landesvorstand und in 
eigens dafür gegründeten Projektgruppe 
im Landesvorstand diskutiert wurde. 

Klar ist inzwischen, dass wir in je-
dem der vier Regierungsbezirke in Ba-

den-Württemberg eine eintägige Früh-
jahrspraxisakademie planen. Wir haben 
uns für diesen dezentralen Charakter 
entschieden, um die Kosten und den 
Aufwand für die An- und Abreise so 
gering wie möglich zu halten, um so ein 
wirklich niedrigschwelliges Format der 
politischen Bildung anzubieten.

Im Zentrum werden dabei Work-
shops stehen, die nicht inhaltlicher oder 
programmatischer, sondern funktionaler 
Natur sind. Das heißt: diese Frühjahr-
spraxisakademien zielen darauf ab, das 
für die politische Arbeit notwendige 
Handwerkszeug zu vermitteln. Wie kön-
nen wir Haustürgespräche als Kampag-
neninstrument nutzen? Wie schreibe ich 
eine Pressemitteilung? Wie lässt sich die 
Arbeit im Kreisverband organisieren, 

um möglichst viele Mitglieder einzubin-
den und zu aktivieren? Das sind einige 
der möglichen Workshop-Themen.

Die Frühjahrspraxisakademien sol-
len bereits im April/Mai stattfinden. 
Gleichzeitig sollen diese nicht nur de-
zentral stattfinden, sondern auch de-
zentral organisiert werden. Damit dies 
gelingt müssen jetzt Orga-Gruppen ge-
bildet werden. Wenn ihr Interesse an 
der Mitarbeit habt, dann meldet euch 
unter folgender E-Mail-Adresse:  fjpa@
die-linke-bw.de. Wir schicken euch dann 
gerne auch ein ausführliches Konzept-
papier zu.
Solidarische Grüße,
die Projektgruppe zur Vorbereitung der 
Frühjahrspraxisakademien (Alex, Zara, 
Emma, Enes)




